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Nach Corona: Aufschwung und gute Arbeit für alle?
Ein Sommermärchen

Der Sommer ist da, die Inzidenzen niedrig: 
alles gut?
Der Sommer ist da, die Inzidenzen sind 
niedrig, und es scheint so, als gäbe es nur 
noch ein Thema: Wohin in den Urlaub? 
Lange Schlangen vor den Schaltern der 
Billigfl ieger. Aber: Warten dort nicht viele 
Menschen mit Einwanderungsgeschich-
te, die nach Monaten des Lockdown und 
der Reisebeschränkungen endlich wieder 
ihre alten Eltern, ihre Familie, Verwandte 
und Freunde persönlich treff en möchten? 
Denn: Schon vor der Corona-Krise konnten 
sich 13 Millionen Menschen in Deutschland 
keine Urlaubsreise leisten. Das werden nun 
mehr geworden sein, denn für viele Men-
schen war und ist die Corona-Krise mit ei-
nem Minus beim Einkommen verbunden, 
durch den Lockdown z.B. bei kleinen Be-
trieben von Gaststätt en und Einzelhandel, 
durch Kurzarbeit oder auch durch den Ver-
lust des Arbeitsplatzes.

Arbeitsmarktrisiken ungleich: mit Folgen 
für die Zeit nach der akuten Corona-Krise?
Menschen mit Einwanderungs- und 
Fluchtgeschichte sind von den Auswirkun-
gen der Corona-Krise auf den Arbeitsmarkt 
überdurchschnitt lich stark betroff en. In 
der Sprache der Arbeitsmarktf orschung 
ausgedrückt: „Überdurchschnitt lich hoch 
sind die Risiken des Verlusts der Erwerbs-
täti gkeit bei Personen in befristeten Ar-
beitsverhältnissen und bei geringfügig Be-
schäft igten.“ (IAB-Kurzbericht 9/2021). Der 
Verlust des Arbeitsplatzes bzw. die starke 
Verkürzung der Arbeitszeiten betrifft   da-
bei Personen, die Routi netäti gkeiten aus-
führen, kurze Betriebsdauer haben und 
in kleineren Betrieben beschäft igt waren 
oder sind, besonders.
Frauen – und insbesondere auch Frauen, 
deren Kinder zuhause leben -, sind in beson-
ders starker Weise betroff en. Viele Gefl üch-
tete sind in einer sehr schwierigen Lage, 

weil die Integrati onskurse im Lockdown 
stark eingeschränkt waren oder ausgefallen 
sind: ein Rückschlag auf ihrem Weg in den 
neuen Alltag.
Die wenigen Studien, die bisher vorlie-
gen, deuten darauf hin, dass in Stadtt eilen 
der großen Städte mit einem sehr hohen 
Anteil an dort lebenden Menschen mit 
Einwanderungshintergrund sowohl die 
Betroff enheit von Armut und Einkom-
mens- oder Arbeitsplatzverlust durch die 
Corona-Krise, als auch die Infekti onsraten 
vergleichsweise höher sind als in anderen 
Stadtt eilen (siehe hierzu auch den Beitrag 
von Karanfi l e.V. auf Seite 4).

Ausbildung - ein guter Weg in die berufl i-
che Zukunft : für alle, die ihn gehen wollen?
In und durch die Corona-Krise ist noch 
einmal deutlich geworden: neben den ge-
sundheitlichen sind auch die Armuts- und 
Arbeitslosigkeitsrisiken unterschiedlich 

verteilt und diese Ungleichheit hat sich ver-
schärft . Dies betrifft   auch die Berufsausbil-
dung. Betriebe bieten auch in diesem Jahr 
wieder weniger Ausbildungsplätze als in 
der Vergangenheit an, nach Schätzungen 
ca. 10 Prozent gegenüber dem schon 2019 
erheblich gesunkenen Angebot. Dennoch 
bleibt ein Teil unbesetzt; zugleich gehen 
immer noch Jugendliche aus Einwande-
rungsfamilien, auch wenn sie sich für eine 
Ausbildung interessieren, leer aus. Denn 
die Betriebe entscheiden, wen sie nehmen. 
Konsequenz: es gibt immer mehr dieser 
Jugendlichen, die resignieren; die Zahl der 
Bewerbungen sinkt ebenfalls.
Für sie und ihre Altersgenossen*innen ist 
aber das, was ihnen in der Schule und auf 
dem Ausbildungsmarkt geschieht, auch ein 
„Lehrstück“, wie es um die Wahrung ihrer 
Interessen in dieser Gesellschaft  bestellt ist.

Fortsetzung auf Seite 2

Die Inzidenzen gehen zurück, unsere 
Sorgen nicht
Einwanderungsland Deutschland im Wahljahr:
Wohin geht der Weg?

Die Inzidenzen gehen zurück, der Som-
merurlaub ist in aller Munde. Noch mal 
irgendwie davongekommen? Zurück 
zum Weiter-So? Schon, als alles losging 
- im April 2020 - hat der BV NeMO ge-
warnt: Die Corona-Krise macht unglei-
cher. Menschen mit Flucht- und Einwan-
derungsgeschichte werden besonders 
betroff en sein. Es ist bitt er, Recht behal-
ten zu haben.

Im Sommer 2021 stellen wir fest: Die so-
ziale Schiefl age im Einwanderungsland 
Deutschland nimmt zu. Das gilt für na-
hezu alle Lebensbereiche; ein Gesamt-
bild wäre unaufschiebbar erforderlich. 
Wir heben hervor, was uns besonders 
dringlich ist:

• Gesundheit. Die Inzidenzen gehen zu-
rück, aber Covid-19 ist noch da: Aufk lä-
rung über Schutz, Impfen und Testen, die 

wirklich bei den Menschen ankommt, 
Begleitung von Kranken, Genesenden 
und den betroff enen Familien und die 
Entlastung der im Gesundheitswesen Ar-
beitenden – viele von ihnen mit Einwan-
derungsgeschichte – bleiben eine akute 
Herausforderung.

• Bildung. Für viele Kinder und Jugendli-
che bringt die Corona-Krise einen Rück-
schlag in ihrem Bildungsweg und beim 
Übergang von der Schule in Ausbildung 
und Arbeitswelt. Nachhilfe im üblichen 
Sinn des Wortes greift  zu kurz. Für die-
sen Sommer ist nachholende Bildung mit 
Lernspaß und Lebensfreude notwendig. 
Danach sollten wir Abschied nehmen von 
der Schule als „Lernmaschine“, hin zu 
einer Schule als sozialer Art der Bildung 
und des respektvollen Zusammenlebens.

Fortsetzung auf Seite 4

Wir fordern Anti rassismusstellen in 
migranti scher Trägerschaft 
Der BV NeMO veranstaltete am 01. Juli 2021 ein prominent 
besetztes Fachgespräch.

Im Gespräch mit Akteur*innen aus der 
Zivilgesellschaft , Politi k und Verwaltung 
bot der Bundes-verband NeMO eine Aus-
tauschplattf  orm, um über die Rahmenbe-
dingungen für Transformati onsprozesse 
von informellen zu offi  ziellen Anti rassis-
mus-Beratungsstellen in migranti scher Trä-
gerschaft  zu beraten.
Mehr als 110 Teilnehmende folgten der 
Einladung des Bundesverbands, darunter 
sowohl Bundestagsabgeordnete der Partei-
en CDU/CSU, die LINKE, SPD, Bü ndnis 90/
Die Grünen, FDP als auch Vertreter*innen 
der Zivilgesellschaft  sowie der Bundes- bzw. 
Landesverwaltungsstrukturen. 
Quintessenz des Fachgesprächs: Es ist 
zielfü hrend, Beratungsstellen für von Ras-
sismus Betroff ene in zivilgesellschaft licher 
unabhä ngiger Trä gerschaft  anzusiedeln.
• Die lokalen Migrant*innenorgani-
sati onen (MO) engagieren sich seit jeher, 
um den besonderen Bedarf in Eigeniniti a-

ti ve und mit eigenen Ressourcen abzude-
cken.
• Die Wahrnehmung der Beratungsstruktur 
durch Ratsuchende: Anti rassismusstellen als 
vertrauensvoller Schutz-Raum (als Ort des 
Empowerments von Betroff enen). Dies sei 
viel mehr als bloße Empowerments-Work-
shops, Bürger*innen-Dialoge und Qualifi zie-
rungsreihen, so Frau Dr. Beloe.
• Menschen, die Rassismen und Diskri-
minierungen erfahren würden, wie zum 
Beispiel Gefl ü chtete, seien aufgrund ihres 
besonders hä ufi gen Umgangs mit Ä mtern, 
aber auch der dort erlebten Rassis-
mus- und Diskriminierungserfahrungen 
sowie ü bertriebener Bü rokrati e maßlos 
ü berfordert und wollten so wenig wie nur 
mö glich mit Ä mtern zu tun haben, so das 
Statement des Vertreters des brandenbur-
gischen NeMO-Verbunds, Obiri Mokini.

Fortsetzung auf Seite 5

Eine Stadt der Bildung, wo 
niemand  zurückbleibt?

Seite 8

Sachverständigenrat fordert 
gleichberechti ge Teilhabe

Seite 10



Nr. 2, 2021POLITIK & SOZIALES2

Herausgeber: VMDO e.V. 
(Mitglied im Paritäti schen)

„ECHO“ wird unterstützt von:

Beuthstraße 21, 44147 Dortmund
Tel.: +49 231 / 28678241
Fax: +49 231 / 28678166

eMail: info@echo-vielfalt.de
htt p://www.echo-vielfalt.de
Amtsgericht Dortmund VR 6233

Gesamtleitung: Dr. Ümit Koșan.
Herausgegeben Vorstand des 
VMDO e.V..

Redakti on: Dr. Ümit Koşan,
Prof. Dr. Angela Paul-Kohlhoff ,

 Vedat Akkaya, Hansgeorg Schmidt

Layout, Design: J.A.

Anzeigenservice: Vedat Akkaya, 
Hansgeorg Schmidt
anzeige@echo-vielfalt.de

Vertrieb: Eigenvertrieb
Aufl age: 5.000
Druck: Lensing Druck, Dortmund

Alle Rechte vorbehalten. Die von 
uns gesetzten, gestalteten und 
veröffentlichten Texte, grafische 
Darstellungen und Fotos dürfen 
nur mit ausdrücklicher Zustim-
mung der Redaktion reproduziert 
und nachgedruckt werden.
Für die Inhalte öffentlicher 
Texte von Dritten übernehmen 
wir keine Haftung.

Kommunales  
Integrationszentrum
Dortmund

Editorial

Die Inzidenzen gehen 
zurück, unsere Sorgen 
nicht

Liebe Leserin, lieber Leser,

„Die Inzidenzen gehen zurück, 
unsere Sorgen nicht“: so lud der 
Bundesverband Netzwerke von 
Migrantenorganisati onen (BV 
NeMO) Medienvertreter Anfang 
Juni zu einem Gespräch ein. So 
sehen wir das auch.
Deshalb geht es in dieser Som-
merausgabe des ECHO der Viel-
falt schwerpunktmäßig nicht um 
Aufatmen und Entspannung, 
obwohl wir das nach diesen 
schwierigen Monaten der akuten 
Corona-Krise alle brauchen. In 
verschiedenen Arti keln machen 
wir darauf aufmerksam, dass die 
Corona-Krise wie in einem Brenn-
glas verschärft e soziale Ungleich-
heit gezeigt hat und deshalb 
dringender Handlungsbedarf be-
steht: in der Arbeitswelt, bei der 
Berufsausbildung, in der Schule, 
im Gesundheitswesen.

Im Herbst ist Bundestagswahl: 
Wie die Parteien mit der Un-
gleichheitskrise der Einwande-
rungsgesellschaft  Deutschland 
umgehen wollen, muss für uns 
ein zentrales Kriterium sein. Auch 
in Dortmund- der Stadt, in der wir 
leben – gibt es großen Handlungs-
bedarf „über Corona hinaus“. Die 
VMDO-Reihe „Unsere Stadt neu 
denken“ gibt hierzu wichti ge An-
regungen: als eine Sti mme der 
vielen Mitbürger*innen mit Ein-
wanderungsgeschichte, die diese 
Stadt mitprägen.
Und noch etwas: Dass es im 
Winter erneut eine Corona-
Welle gibt, wird von vielen 
Expert*innen befürchtet. Wir 
erwarten, dass schon jetzt Vor-
bereitungen getroff en werden 
– und wir dazu gehört werden, 
denn wir sind nahe bei den 
Menschen.
Trotz alledem: Freut Euch an 
den Bildern der KIVI-Kinder, 
und: Wir wünschen Euch wun-
derbare Sommertage.

In diesem Sinne
Der Vorstand des VMDO

Nach Corona: Aufschwung und gute Arbeit für alle?
Ein Sommermärchen
Fortsetzung von Seite 1

Systemrelevant: na und?
Der Begriff  „systemrelevant“ hat in 
der Corona-Krise Karriere gemacht: 
gemeint sind damit diejenigen Be-
rufe, die unverzichtbar von zentra-
ler Bedeutung sind, damit das Ge-
meinwesen auch dann funkti oniert, 
wenn es – wie in den Lockdowns – 
„heruntergefahren“ wird. Als „sys-
temrelevant“ gelten z.B. Berufe im 
Gesundheitswesen und in der Per-
sonenpfl ege, in der Reinigung, im 
Lebensmitt eleinzelhandel, in der 
Logisti k, wie z.B. Zustellung und 
Post, der Personenbeförderung, 
bei Polizei und Ordnungsdiensten 
sowie im Gerichtswesen. In vielen 
dieser Dienstleistungsbereiche ist 
der Anteil der Beschäft igten mit 
Einwanderungsgeschichte überpro-
porti onal hoch.
Zum Beispiel: in der Reinigung 
knapp 45 Prozent, in der Alten-
pfl ege 37 Prozent, bei Post und 
Zustellung 34 Prozent, in der Kran-

kenpfl ege 22 Prozent (Zahlen von 
2018). Zugleich gilt: die Arbeits- und 
Entlohnungsbedingungen sind in 
vielen dieser Sektoren problema-
ti sch, und: die Beschäft igten mit 
Einwanderungsgeschichte arbeiten 
häufi ger zu prekären Konditi onen.
Durch die öff entliche Aufmerksam-
keit vor allem während des ersten 
Lockdown und insbesondere auch 
durch eine klare Haltung der Ge-
werkschaft en, ihre Forderungen 
und Verhandlungen ist einiges in 
Bewegung geraten. Aber noch viel 
zu wenig.

Tönnies: und die Konsequenzen?
Es hat etwas Unanständiges, dass 
erst die massenhaft en Corona-Er-
krankungen in der Fleischindustrie 
und auch bei den Erntehelfer*innen 
die dorti gen Arbeits- und Lebens-
bedingungen insbesondere der mi-
granti schen Saisonarbeiter*innen 
ins öff entliche Bewusstsein geha-
ben haben. Denn bekannt war dies 
schon vorher – und die Gewerk-

schaft en und auch kirchliche So-
zialverantwortliche hatt en schon 
seit Langem auf die skandalösen 
Verhältnisse aufmerksam gemacht. 
Das Verbot der Werkverträge und 
der Leiharbeit in der Fleischindustrie 
sind wichti ge Schritt e.
Bei der Saisonarbeit in der Landwirt-
schaft , vor allem bei der Spargel- und 
Erdbeerernte, sind vor überwiegend 
osteuropäische Arbeiter*innen be-
schäft igt. Auch hier gilt: die gesetz-
lichen Rahmenbedingungen sind 
unzureichend, die Löhne niedrig und 
ein auskömmliches Einkommen nur 
durch massive Mehrarbeit zu errei-
chen, die Unterkünft e oft  problema-
ti sch. Auch hier haben sich der DGB 
und die zuständige Gewerkschaft  
BAU klar positi oniert. Die beim DGB 
angesiedelten „Beratungsstellen Fai-
re Mobilität“ sind zu wichti gen An-
laufstellen geworden.

Ungleichheitskrise der Einwande-
rungsgesellschaft  Deutschland
Die Corona-Krise zeigt es wie im 

Brennglas: Dass Deutschland eine 
Einwanderungsgesellschaft  ist, 
kann nicht mehr bestritt en werden. 
Entscheidend ist nun die Frage: 
Welche soziale, menschliche und 
politi sche Qualität hat diese Ein-
wanderungsgesellschaft ? Wie steht 
es um Teilhabe? Und auch in dieser 
Hinsicht ist die Corona-Krise auf-
schlussreich: sie zeigt die Einwan-
derungsgesellschaft  Deutschland in 
einer sich verschärfenden Ungleich-
heitskrise.
Die negati ven Folgen dieser sozi-
alen Ungleichheitslagen treff en 
nicht nur Menschen mit Einwande-
rungs- und Fluchtgeschichte, denn 
soziale Benachteiligung ist eine 
Folge verschiedener, sich gegensei-
ti g verstärkender Umstände. Aber: 
Menschen mit Einwanderungs- und 
Fluchtgeschichte trifft   es besonders 
häufi g. Struktureller und alltägli-
cher Rassismus spielen dabei eine 
mitverursachende Rolle.

ECHO

Fotos für die Pressefreiheit 2021
Unabhängiger Fotojournalismus 
und unabhängige Berichterstat-
tung sind von fundamentaler Be-
deutung für unsere Freiheit. Re-
porter ohne Grenzen setzt sich 
für Informati onsfreiheit ein, hilft  
verfolgten Journalisti nnen und 
Journalisten, übernimmt An-
waltskosten und ersetzt zestörte 
Ausrüstung.
Helfen Sie uns zu helfen und be-

stellen Sie das neue Fotobuch: 
reporter-ohne-grenzen.de/shop
Im September 2020 wurde die 
Zeltstadt von Moria auf der grie-
chischen Insel Lesbos durch ein 
Großfeuer zerstört.
Louisa Gouliamaki hat das Schick-
sal von Flüchtlingen fotografi sch 
begleitet, die obdachlos auf den 
Straßen Athens landeten.
© Louisa Gouliamaki/
AFP/ Gett y Images

Positi onierung des BV NeMO anlässlich der Bundestagswahl 2021
2021: Ein besonderes Jahr

Die Bundestagswahl 2021 fi ndet in 
einem besonderen Jahr statt , denn 
die Corona-Krise bedeutet einen 
ti efen Einschnitt  für unsere Gesell-
schaft .
Unsere Befürchtungen waren nur 
allzu berechti gt. Die soziale Schief-
lage nimmt zu, dies gilt insbesonde-
re für Migrierende und Gefl üchtete. 
Neben den gesundheitlichen sind 
verstärkt die sozialkulturellen Be-
nachteiligungen zu kompensieren.
Im Bundesverband Netzwerke 
von Migrantenorganisati onen (BV 
NeMO) sind 22 lokale Verbünde 
mit insgesamt über 800 Mitglieds-
vereinen zusammengeschlossen. 
Gleichgülti g, was ihre Herkunft , 
ihre besondere Geschichte und 
Kultur ist: Sie eint ihr Engagement 
vor Ort. Nahe bei den Menschen: 
von hier aus haben unsere Wahl-
prüfsteine ihre Begründung. Gute 
Politi k in einer demokrati schen Ge-
sellschaft  muss dort, wo die Men-
schen leben, erfahrbar sein.

Gute Bildung für alle:
Jetzt besonders dringlich

Die Corona-Krise bringt die Gefahr 
erheblicher Bildungsbenachteili-
gungen mit sich. Davon sind Kinder 
von Migrant*innen und Gefl üchte-
ten überproporti onal stark betrof-
fen. Corona-Nachhilfe im üblichen 
Sinne ist kein ausreichender Ansatz.

Was tun?
• Das Programm „Aufh olen nach 

Corona für Kinder und Jugendli-
che“ kurzfristi g und viel stärker 
auf die Förderung von Lernfreu-
de und Moti vati on orienti eren.

• Bedarfsorienti ert herangehen. 
Migrant*innenorganisati onen 
sind dabei als Partner unver-
zichtbar.

• Zukunft sorienti erte Bildungs-
politi k braucht eine enge 
Zusammenarbeit von Ländern, 
Kommunen und Bund. Deshalb 
gehört auch die Qualität von 
Schulen zu unseren Wahlprüf-
steinen. Schulen dürfen keine 
„Lernmaschinen“ sein. Eltern 
mit Migrati ons- oder Fluchtge-
schichte müssen einbezogen 
werden.

• Das Erlernen der deutschen 
Sprache, die Pfl ege der Mut-
tersprache und die Förderung 
von Mehrsprachigkeit dürfen 

nicht gegeneinander ausgespielt 
werden.

• Schulbesuch und Kindertages-
betreuung für alle Kinder und 
Jugendlichen unabhängig vom 
Aufenthaltsstatus ermöglichen.

• Mehrsprachigkeit als eine Res-
source anerkennen und gezielt  
fördern.

• Kostenlose Sprachkurse un-
mitt elbar nach der Ankunft . 
Integrati onskurse für alle 
Gefl üchteten – unabhängig von 
ihrem Aufenthaltsstatus oder 
Bleibeperspekti ve.

• Erwachsenenbildung für 
Migrant*innen und Gefl üchte-
te muss unter Beteiligung von 
Migrant*innenorganisati onen 
neu konzipiert werden.

Für eine humane Asylpoliti k

Die Werte einer Einwanderungs-
gesellschaft  zeigen sich in beson-
derer Weise in ihrem Umgang mit 
Schutzsuchenden. Die Verhältnisse 
an den Außengrenzen der EU sind 
menschenverachtend und skanda-
lös. Deutschland ist mitverantwort-
lich.
Die Arbeit mit Gefl üchteten ist und 
bleibt eine lokal-kommunale Dau-
eraufgabe und muss entsprechend 
gesichert sein.

Was tun?
• Verbindliche und einklagbare 

soziale Standards für die Un-
terbringung einführen und die 
Unterbringung in Wohnungen 
statt  in Massenunterkünft en 
forcieren.

• Mehrsprachige Informati on in 
Hinblick der Corona-Schutzmaß-
nahmen.

• Nach dem Vorbild von „Sicheren 
Häfen“ Menschen auf der Flucht 
aufnehmen.

•  Eine dauerhaft e Aufenthalts-
perspekti ve für Menschen ohne 
deutschen Pass.

•  Das diskriminierende Asylbe-
werberleistungsgesetz abschaf-
fen!

•  Zugang zur Gesundheitsver-
sorgung und qualifi zierten 
Dolmetscher*innen-Diensten.

• Kostenlose Rechtsberatung 
für Schutzsuchende insbeson-
dere unter Beteiligung von 
Migrant*innenorganisati onen.

• Eine Revision der bisherigen 
europäischen Abschiebepoliti k 
unter beratender Einbeziehung 

von Migrant*innen- und Men-
schenrechtsorganisati onen.

• Abschaff ung aller sozialen Dul-
dungsstatus-Einschränkungen.

Bekämpfung von Rassismus und 
Diskriminierung

Rassismus ist ti ef in unserer Gesell-
schaft  verankert. Demgegenüber: 
das Anti -Rassismus-Programm der 
Bundesregierung ist bisher vor al-
lem bedrucktes Papier.

Was tun?
Ein bundesweites Sofortprogramm 
ist gegen insti tuti onellen und All-
tagsrassismus dringend erforder-
lich; unter akti ver Mitwirkung von 
Migrant*innen-Organisationen 
„auf Augenhöhe“. Dieses Sofort-
programm muss u. a. folgende 
Themenbereiche beinhalten:
• Flächendeckender Ausbau von 

Anti diskriminierungs- bzw. Anti -
rassismusstellen

• Verabschiedung von Anti dis-
kriminierungsgesetzen in allen 
Bundesländern

• Förderung und Stärkung von 
Anti rassismusstellen auf der 
Landes- und Bundesebene mit 
Beteiligung von Migrant*innen-
Organisati onen als Träger

• Eine bundesweite Aufk lärungs-
Kampagne zu Rassismus

• Verbindliche Begleitf orschung zu 
Good-Practi ce-Lösungen

• Verankerung nichtrassisti scher 
Verfahren in allen Regelstruktu-
ren als Qualitätskriterien

• Förderung von geschützten Be-
gegnungsräumen für Betroff ene

• Stärkung vorhandener Opfer-
schutzorganisati onen

• Etablierung eines mehrsprachi-
gen „Rassismus-Beschwerde-
Portals“

• Rassismuskriti sche Bildung und 
Aufarbeitung der deutschen 
Kolonialgeschichte.

Teilhabe: mit guter Arbeit
Leiharbeit, befristete Arbeitsver-
hältnisse, Niedriglohn, Werkver-
träge und Minijobs prägen immer 
mehr die Arbeitslandschaft . Davon 
sind Menschen mit Migrati ons- 
oder Fluchtgeschichte überpropor-
ti onal betroff en.

Was tun?
• Ein fl ächendeckendes Konzept 

für die Öff nung öff entlicher In-
sti tuti onen für Beschäft igte mit 

Migrati ons- oder Fluchtgeschich-
te durch Quoten entsprechend 
ihres Anteils an der Bevölkerung.

• Umwandlung prekärer Beschäf-
ti gungsverhältnisse in tarifver-
traglich gesicherte.

• Aufwertung der Arbeit in Bran-
chen mit besonders hohen An-
teilen von Arbeitnehmer*innen 
mit Einwanderungsgeschichte.

• Flächendeckende spezielle Maß-
nahmen für benachteiligte junge 
Menschen mit Migrati ons- oder 
Fluchtgeschichte.

• Anerkennung ausländischer 
Bildungs- und Berufsabschlüsse.

• Aufh ebung des Arbeitsverbots 
für Asylsuchende in den ersten 
drei Monaten.

Gleiche politi sche Rechte für alle

Über elf Millionen Menschen in 
Deutschland sind nicht eingebür-
gert. Es ist ein Demokrati edefi zit. 
Wir fordern die volle rechtliche 
Gleichstellung nicht zuletzt durch 
erleichterte Einbürgerung und das 
Wahlrecht für alle, die hier dauer-
haft  leben.

Was tun?
• Die Voraussetzungen für die 

Einbürgerung vereinfachen und 
Gebühren abschaff en.

• Doppel- und Mehrfachstaatsan-
gehörigkeiten erleichtern.

•  Das Wahlrecht für alle, die hier 
dauerhaft  leben, zunächst auf 
der kommunalen Ebene einzu-
führen.

Masterplan „Über Corona hinaus“

Der vom BV NeMO aufgerufe-
ne bundesweite Akti onstag „Wir 
Migrant*innen schlagen Alarm! Co-
rona-Krise macht ungleicher!“ am 
26. Februar 2021 löste ein großes 
Echo aus. Die Folgen der Pandemie 
sind nicht nur wirtschaft licher, son-
dern auch sozialkultureller Natur 
– entsprechend sind Kompensati -
onsprogramme breit aufzustellen. 
Gerade jetzt, im Wahljahr 2021, 
gilt: Vermeidung sozialer Ungleich-
heit, Kampf gegen Rassismus und 
Diskriminierung sowie die Stärkung 
der Teilhabe sind Notwendigkeiten 
über den Tag hinaus.
Deshalb fordern wir von der Bun-
desregierung einen Masterplan: 
Solidarisch aus der Corona-Krise. 
In Bund, Land und Kommune mit 
Migrant*innen-Organisati onen.

RSF
LOGO DE
R1 17/12/19
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Fotos für die Pressefreiheit 2021
Unabhängiger Fotojournalismus und unabhängige Berichter stattung sind von fundamentaler Bedeu-

tung für unsere Freiheit. Reporter ohne Grenzen setzt sich für Informationsfreiheit ein, hilft verfolg-

ten Journalist innen und Journalisten, übernimmt Anwaltskosten und ersetzt zestörte Ausrüstung. 

Helfen Sie uns zu helfen und bestellen Sie das neue Fotobuch: reporter-ohne-grenzen.de/shop

Im September 2020 wurde die Zeltstadt von Moria auf der griechischen Insel Lesbos durch ein Großfeuer zerstört. 
Louisa Gouliamaki hat das Schicksal von Flüchtlingen fotografi sch begleitet, die obdachlos auf den Straßen Athens 
landeten. © Louisa Gouliamaki/ AFP/ Getty Images

DAMIT UNERHÖRTES 
GESEHEN WIRD.
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Wir in Dortmund für Vielfalt und gegen Antisemitismus
21 Dortmunderinnen und Dort-
munder aus unterschiedlichen 
Bereichen des öffentlichen Lebens 
und NRW-Innenminister Herbert 
Reul beteiligen sich an einer Kam-
pagne der Dortmunder Polizei 
gegen Antisemitismus jedweder 
Form. Denn es gibt jüdische Mit-
bürgerinnen und Mitbürger, die 
aus Angst vor Übergriffen ihren 
Glauben und damit einen Teil ihrer 
Identität verstecken – und das im 
Jahr 2021.
Polizeipräsident Gregor Lange: „Wir 
haben enge Kontakte zur jüdischen 
Gemeinde hier in Dortmund. Wenn 
ich höre, dass diese Bürgerinnen 
und Bürger sich unsicher fühlen, 
und wenn ich lese, dass es Jüdin-
nen und Juden gibt, die darüber 
nachdenken, Deutschland zu ver-
lassen, dann erschüttert mich das 
zutiefst. Wir müssen deshalb in 
Familien, in Betrieben, in Schulen, 
in Gemeinden, in Vereinen und 
anderen Institutionen unmissver-
ständlich darüber informieren und 
diskutieren, dass jüdisches Leben 
nicht nur Religionsfreiheit und reli-
giöse Vielfalt bedeutet, sondern in 
Deutschland selbstverständlich ist.“
NRW-Innenminister Herbert Reul 
sagt: „Null Toleranz bei Rassismus. 
Die Polizei in NRW schützt jüdisches 
Leben und verfolgt antisemitische 
Straftaten konsequent und mit al-
len Mitteln des Rechtsstaates.“
Unter dem Titel „Wir in Dortmund 
– für Vielfalt und gegen Antisemi-
tismus“ gaben die 21 Dortmunde-
rinnen und Dortmunder Wortbei-
träge aus eigener Perspektive ab. 
Für die Kampagne nutzte das Poli-
zeipräsidium Dortmund Facebook, 
Instagram und Twitter. Unterstüt-
zer sind
• BVB-Profi-Handballerin Alina 

Grijseels
• Jugendring-Vorsitzende Sophie 

Niehaus
• Myriam Büchel, Botschafterin 

der Erinnerung
• Lucas Richter, Botschafter der 

Erinnerung
• Propst Andreas Coersmeier, 

katholische Stadtkirche
• Kabarettist Bruno Knust
• Deniz Greschner, Sprecherin 

Forum der Migranten im Parität.
Gesamtverband

• DGB-Vorsitzende Jutta Reiter
• Mathias Scherff, Chefredakteur 

Radio 91.2
• Friedrich Stiller, Referat für 

gesellschaftl. Verantwortung, ev. 
Kirchenkreis Dortmund

• Oliver Volmerich, Redakteur 
Ruhr Nachrichten

• Kenan Küçük, Geschäftsführer 
Multikulturelles Forum

• Hans-Joachim Watzke, Ge-
schäftsführer Borussia Dort-
mund

• Oberbürgermeister Thomas 
Westphal

• Dr. Ümit Kosan, Verbund der 
sozial-kulturellen Migrantenver-
eine in Dortmund

• Naciye Kamcili-Yildiz, Vorsitzende 
der neuen Islamischen Akade-
mie NRW

• Heike Bettermann, Vorsitzende 
Geschäftsführung Agentur für 
Arbeit Dortmund

• Zwi Rappoport, Vorstands-
mitglied Jüdische Gemeinde 
Dortmund

• Leonid Chraga, Geschäftsführer 
Jüdische Gemeinde Dortmund

• Elisa Lubarov, Jüdische Gemein-
de Dortmund

• Maxim Kolbasner, Jüdische 
Gemeinde Dortmund

Die Unterstützerinnen und Unter-
stützer richten aus unterschiedli-
chen Perspektiven heraus Appelle 
an die Stadtgesellschaft. „In der Ka-
bine, im Trainingsanzug, in der Frei-
zeit: Rassismus und Antisemitismus 
haben bei uns keinen Platz!“, sagt 
BVBProfi-Handballerin Alina Grij-
seels. – „Mensch bleiben. Andere 
akzeptieren, wie sie sind. So iss dat 
hier“, meint der Dortmunder Kaba-
rettist Bruno Knust.
„Menschenfeindlichkeit sperrt Men-
schen in einen Käfig aus Vorurtei-
len“, stellt Myriam Büchel als Bot-
schafterin der Erinnerung fest – sie 
ist überzeugt: „Vielfalt bietet Chan-
cen, Wachstum und Schönheit.“

Zwi Rappoport vom Vorstand der 
Jüdischen Gemeinde in Dortmund 
fordert in seinem Statement ei-
nen „mit Empathie und Engage-
ment geführten“ Kampf gegen 
den Antisemitismus.

Gregor Lange: „Die Dortmunder 
Stadtgesellschaft hat schon oft 
bewiesen, dass sie zusammen-
steht, Solidarität lebt und Gesicht 

zeigt. Doch auch Antisemitismus 
hat viele Gesichter: Er zeigt sich 
in üblen Beleidigungen, ernst-
zunehmenden Bedrohungen, 
menschenverachtender Volksver-
hetzung, drastischer Holocaust-
Leugnung und in Gewalt in ei-
nem antisemitischen Kontext. Ich 
erinnere an die Taten im Okober 
2019 in Halle. Ich erinnere an 
die jüngsten Angriffe auf Juden 
in Deutschland, die als Ausdruck 
ihrer Religiösität eine Kippa tra-
gen. Ich erinnere an den täglich 
im Internet ausgelebten Hass und 
an Demonstrationen auf unseren 
Straßen, auf denen Extremisten 
unterschiedlichster Art antisemi-
tisches Gedankengut verbreite-
ten. Wir sagen: Antisemitismus, 
egal aus welcher Ecke er kommt, 
werden wir in Dortmund niemals 
dulden! Antisemistismus ist eine 
Gefahr für jüdisches Leben und 
damit für die gesamte Gesell-
schaft – egal, von welcher Seite er 
ausgeht.”
Im Grundgesetz der Bundesrepu-
blik Deutschland steht an erster 
Stelle: “Die Würde des Menschen 
ist unantastbar. Sie zu achten und 
zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt.”

dortmund.polizei.nrw

Folgen der Pandemie: Geflüchtete Frauen besonders stark betroffen
In der Berichterstattung, ob in 
den Medien oder in der Politik, 
in der Beratungslandschaft oder 
in der Wissenschaft, wurde Alarm 
geschlagen, hinsichtlich der Kon-
sequenzen der Corona-Pandemie 
für die Teilhabe und Gleichbe-
rechtigung von Frauen jeglicher 
Herkunft.
Insbesondere ist dabei die 
Mehrfachbelastung und Ver-
schlechterung der Lebens- und 
Arbeitsmarksituation, durch Be-
nachteiligung, u.a. von zugewan-
derten (BiPoC) Frauen in der Pan-
demie deutlich geworden.
Dies unterstreicht auch das „wor-
king paper“ vom 02/2021 der IQ 
Fachstelle Einwanderung unter 
dem Titel: „Auswirkungen der 
Maßnahmen zur Eindämmung 
der Corona-Pandemie auf die 
Arbeitsmarktintegration von ge-
flüchteten Frauen“.
Darin werden folgende Ergebnis-
se aufgeführt, die die Untersu-
chung ergeben hat:
• Die Corona-Pandemie und die 
damit einhergehenden Eindäm-
mungsmaßnahmen wirken sich 
besonders stark auf die Arbeits-
marktchancen von Neuzugewan-
derten aus. Negative Auswirkun-
gen sind hierbei sowohl auf ihre 
langfristigen Beschäftigungsaus-
sichten als auch auf den gesamten 
Integrationsprozess zu erwarten.
• Auch der positive Trend der 
Arbeitsmarktintegration von Ge-

flüchteten wurde unterbrochen: 
Zum einen haben deutlich mehr 
Menschen aus Asylherkunftslän-
dern ihre Arbeit verloren. Zum 
anderen wurde auch der Sprach- 
beziehungsweise Bildungserwerb 
unterbrochen oder verlangsamt.
• Frauen mit Fluchterfahrung 
scheinen besonders stark von 
den negativen Folgen betroffen 
zu sein.
• Geflüchtete Frauen arbeiten 
stärker als andere Zuwanderer-
gruppen im Helferbereich, in ma-
nuellen und interaktiven Nicht-
Routinetätigkeiten, die in der 
aktuellen Situation besonders von 
Beschäftigungsabbau betroffen 
sind. Gleichzeitig arbeiten sie häu-
figer in atypischen oder prekären 
Arbeitsverhältnissen und tragen 
bezüglich Hausarbeit und Kinder-
betreuung die höhere Last.
• Geflüchtete Frauen sind auch 
besonders stark von dem Abbruch 
oder Verlangsamung des Sprach- 
und Bildungserwerbs betroffen, 
da sie gerade in der jüngeren Ver-
gangenheit ihre Anstrengungen 
in diesem Bereich erheblich ver-
stärkt hatten.
• Eine potenzielle Herausforde-
rung der Corona-Krise kann zu-
dem die Aufrechterhaltung der 
Motivation bei geflüchteten Frau-
en sein, die generell einen langen 
Weg durch Asylverfahren, Spra-
cherwerb sowie Bildungsinvesti-
tionen hin zu einer erfolgreichen 

Arbeitsmarktintegration durch-
laufen müssen. Durch den ersten 
und nunmehr weiteren Lockdown 
wurde dieser Prozess de facto un-
terbrochen.
• Es ist zu beachten, dass die 
Schere im Hinblick auf Integra-
tionsfortschritte zwischen den 
Geschlechtern zukünftig noch 
weiter auseinander gehen wird. 
Da geflüchtete Frauen meist über 
schwächere soziale Netzwerke in 
der Mehrheitsgesellschaft ver-
fügen, könnte es sie im Hinblick 
auf die Integration in den Arbeits-

markt und die Gesellschaft zu ei-
ner der größten Verlierergruppen 
der aktuellen Krise machen.
Die Ergebnisse des working pa-
pers machen deutlich, dass 
schneller, nachhaltiger und lang-
fristiger Handlungsbedarf für 
das Auffangen der Mißstände, in 
Bezug auf zugewanderte (BiPoC) 
Frauen die durch die Corona Pan-
demie größtenteil verschlechtert 
wurde, besteht.
Zu sehr ähnlichen Ergebnissen 
gelangen auch die Mitarbeiterin-
nen der Projekte „Sofie- Stärkung 

und Orientierung von Frauen in 
Integration und Erwerbsleben“ 
und „Samo.Fa- Stärkung der Akti-
ven aus Migrantenorganisationen 
in der Flüchtlingsarbeit“, „House 
of Resources" und die Regionale 
Flüchtlingsberatung, sind Bera-
tungsangebote vom VMDO e.V. .
Damit das „Ankommen“ von zu-
gewanderten BiPoC-Frauen ,trotz 
der noch andauernden Corona-
Pandemie und vor allem in der Zeit 
danach, gelingen kann, sollten Po-
litik, Wissenschaft, Migrant*innen-
Organisationen und allen voran 

die zugewanderten Frauen selbst-
bestimmt und gleichberechtigt ge-
meinsam an Lösungs- und Hand-
lungsplänen arbeiten.
Nur unter der Einbeziehung von 
zugewanderten BiPoC-Frauen und 
somit nah an ihren Lebensrealitä-
ten und ihren Bedarfen, kann be-
gonnen werden Nachteile im Hin-
blick auf Integrationsfortschritte 
zwischen den Geschlechtern nicht 
noch weiter zu vergrößern, son-
dern zu verringern.
Gerne können bei Interesse an 
diesen Themen, Anmerkungen, 
Vorschläge und sonstige Anliegen 
dazu per Email an: info@vmdo.de 
gesendet werden.
Bleiben Sie alle gesund!

ECHO

BIPoC
BIPoC (Black, Indigenous and 
People of Color) sind Begrif-
fe aus dem anglo-amerikani-
schen Raum und beschreiben 
jene Individuen und Gruppen, 
die vielfältigen Formen von 
Rassismus ausgesetzt sind und 
die die „gemeinsame, in vielen 
Variationen auftretende und 
ungleich erlebte Erfahrung tei-
len, aufgrund körperlicher und 
kultureller Fremdzuschreibun-
gen der weißen Mehrheitsge-
sellschaft als ‚anders‘ und ‚un-
zugehörig‘ definiert zu werden.

Internationale Woche:
Im Haus der Vielfalt um 
die Welt

Vom 19. Juni bis zum 27. Juni hat 
dieses Jahr die Internationale Wo-
che der Stadt Dortmund stattge-
funden. Die Internationale Woche 
steht für die Weltoffenheit und 
Vielfältigkeit der Stadt. Sie soll 
Gelegenheit dazu geben mehr 
über unterschiedliche Kulturen 
und Bräuche zu erfahren und die-
se kennenzulernen. Neben vielen 
verschiedenen Programmpunk-
ten und Veranstaltern hat auch 
der VMDO am 20. Juni ein drei-
stündiges Programm dazu beige-
tragen. Unter dem Namen „Im 
Haus der Vielfalt um die Welt“ 
fand im Haus der Vielfalt eine in-
terkulturelle Veranstaltung mit 10 
überraschenden Auftritten statt, 
welche live für die Zuschauer 
gestreamt wurden. Es wurde ge-
tanzt, musiziert, gesungen, gebas-

telt und vorgetragen und so ein 
vielfältiges Programm unter akti-
ver Mithilfe der Mitgliedsvereine 
des VMDO gestaltet. Nach einer 
kurzen Begrüßung des Vorstands, 
folgte direkt das bunte Programm 
aus Kurdischen und Pontischen 
Gesängen des Infrado e.V. , Hevi 
e.V., und Xeniteas e.V., Lesungen 
bekannter Märchen sowie Folk-
loretänzen der Palästinensischen 
Gemeinde zu Dortmund e.V., In-
terkulturelle Instrumentalmusik 
von Yakev e.V., Nojoum Dortmund 
und dem BIAFRA Kultur Verein 
in Dortmund, sowie interaktive 
Basteleinheiten und Falun Dafa 
Übungen der Falun Dafa Gruppe 
Dortmund e.V.. Auch die Break-
dance Gruppe M&Ms und die Bul-
garische Sonntagsschule „SV.KIRIL 
I METODY“ mit einem anschauli-
chen Vortrag, haben dazu beige-
tragen, dass für jeden Zuschauer 
etwas Unterhaltsames dabei war. 
Trotz der erschwerten Umstände 
durch Corona, wurde der Beitrag 
des VMDO zur 13. Internationalen 
Woche gut (virtuell) besucht und 
wurde durch die gute Zusammen-
arbeit aller Mitwirkenden zum 
vollen Erfolg.

Auftritt des M.C.N.S. Musicproject
Foto: VMDO e. V.
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Die Auswirkungen der Corona-
Pandemie auf die lohnabhängigen 
Menschen

In der Dortmunder-Nordstadt sind 
die meisten arbeitenden Men-
schen in der Gastronomie be-
schäft igt, bei Lieferdiensten, als 
Reinigungskräft e, Verkäufer*innen, 
Industriearbeiter*innen, Bus und 
Bahnfahrer*innen oder Pfl egekräf-
te. Ein Großteil von ihnen hat be-
fristete Verträge ohne Tarifb indung. 
Die Arbeitsverträge bieten keine 
vollen Stellen, sondern fast alle 
enthalten begrenzte Arbeitszeiten. 
Viele der Arbeitnehmer*innen 
müssen noch beim Jobcenter Auf-
stockungsgeld beantragen, auch
die Tarifverträge sind unvorteil-
haft , die Gewerkschaft en setzen 
sich hier nicht genügend für die 
Arbeitnehmer*innen ein. (Bei-
spiel: Die letzten TVN und NWO 
Tarifergebnisse). Während der Pan-
demie sollte es keine Kündigungen 
geben, doch die Beschäft igten ha-
ben immer wieder das Gegenteil 
erlebt: viele wurden entlassen. Bei 
der Produkti on wurden die geplan-
ten Maßnahmen wie Abstand und 
Maskenpfl icht von den Chefs nicht 
durchgesetzt.
Die Bewohner*innen der Nordstadt 
haben in der Regel keine Rücklagen 
oder Vermögen. Sie sind darauf an-
gewiesen, dass am Ende des Mo-
nats noch genug Geld zum Leben 
übrigbleibt. Fast 50% der Arbeiten-
den haben keinerlei Ersparnisse, 
obwohl die Wirtschaft  in Deutsch-
land gewachsen ist. Wenn die Men-
schen arbeitslos werden, vor allem 
während der Corona Pandemie, 
haben sie kein Geld, um die Miete 
oder für die Bildung ihrer Kinder zu 
zahlen. In vielen Fällen werden sie 

sofort vom Vermieter mit der Kün-
digung bedroht. Die Wohnbedin-
gungen der Menschen in der Nord-
stadt sind schon lange prekär und 
die Wohnungssuche erweist sich als 
schwierig. Wer auf Hartz IV ange-
wiesen ist, lebt direkt in Armut und 
kann nicht gänzlich über das eigene 
Leben entscheiden. Besser gesagt, 
man kann nicht für die eigene Zu-
kunft  planen und es kommen kaum 
berufl iche Perspekti ven in Frage.
Es ändert sich auch nicht, wenn 
Vollzeit gearbeitet, jedoch schlecht 
bezahlt wird, sodass z.B. immer 
noch staatliche Unterstützung be-
nöti gt wird. All dies spiegelt sich in 
der enormen sozialen Ungleichheit 
in Dortmund wider. Die Schere zwi-
schen arm und reich wird größer 
und das deutschlandweit. Ungleich-
heit heißt, dass die unterbezahlten 
Arbeiter*innen keine Möglichkei-
ten haben, sich etwas aufzubauen. 
Im Alter reicht schließlich auch die 
Rente nicht.
Im Niedriglohnsektor arbeiten 
fast ausschließlich Frauen und 
Migrant*innen. Schon drei Monate 
Arbeitslosigkeit können zu existen-
zieller Not, Verlust der Wohnung 
und seelischen oder körperlichen 
Erkrankungen führen. Die Schul-
den, die sie bereits haben, verviel-
fachen sich in kürzester Zeit. Zu den 
Schulden, die sie haben, kommen 
gegebenenfalls noch Kosten für 
Rechtsanwälte und Gerichtsprozes-
se dazu.
Viele der Bewohner*innen benöti -
gen heutzutage Aufk lärung darüber, 
wie wichti g eine Impfung gegen das 
Coronavirus ist. Viele Menschen ha-

ben Bedenken gegen den Impfstoff , 
da die Nebenwirkungen nicht ganz 
ermitt elt wurden. Nicht wenige 
Kriti ker*innen verharmlosen auch 
den Coronavirus und missachten 
jegliche Maßnahmen. Es gibt aber 
auch legiti me Kriti k aus einer an-
deren Perspekti ve, z.B. die Kriti k an 
der Einschränkung der Freiheits-
rechte, am Patentrecht und dem 
Gesundheitssystem. In der Auto-
industrie werden innerhalb von 
zwei Minuten Autos ferti ggestellt, 
während die Firmen bei der Impf-
herstellung große Probleme haben. 
Während in reicheren Ländern und 
Konti nenten ein beachtlicher Teil 
der Bevölkerung geimpft  ist, ist in 
armen Ländern und Konti nenten 
wie Afrika kaum Impfstoff  vorhan-
den.
Deshalb ist es für uns wichti g, auch 
in Zeiten von Corona nicht den Kopf 
in den Sand zu stecken, bis es alles 
wieder gut und vorbei ist. Vielmehr 
ist jetzt die Zeit uns zu unterstützen, 
uns zu organisieren und alle Mög-
lichkeiten der politi schen und ge-
sellschaft lichen Akti vitäten zu nut-
zen und mitzuwirken. Wir müssen 
uns zusammenschließen.

Karanfi l e.V.

Prekäre Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse: Gegen Benachteiligung gibt 
es keine Impfung!
In Pandemiezeiten verschärft  sich die Situati on von EU-Neuzugewanderten aus Bulgari-
en und Rumänien noch einmal zusätzlich. Ein Bericht aus der Beratungsarbeit des Pla-
nerladen e.V.

Schon vor der Corona-Pan-
demie waren die Arbeits- 
und Wohnbedingungen der 
Hauptklientel des Planerla-
den e.V. nicht rosig: Sie sind 
seit Jahren leichte Beute für 
manche Vermieter*innen 
oder Arbeitgeber*innen, die 
auf die Unwissenheit und die 
Ängste der Neuzugewander-
ten setzen und sie schamlos 
zu ihrem eigenen Vorteil aus-
nutzen.
Gamze Çalışkan von der 
Migrati onsberatung für Er-
wachsene Zugewanderte be-
richtet: „Die Pandemie ver-
schärft  viele Problemlagen 
noch weiter. Nicht wenige 
Arbeitgeber*innen machen 
sich ihre ausweglose Situati on 
zunutze, da sie genau wissen, 
dass sie sich nicht zur Wehr setzen, 
weil ihnen die Mitt el fehlen und sie 
Angst haben, ihre Existenzgrundla-
ge zu verlieren.“ Sie drohen ihren 
Arbeiter*innen damit, sie fristlos 
zu entlassen, wenn sie die prekären 
Arbeitsbedingungen nicht erdul-
den und angemessenen Lohn for-
dern. Oft  liegt ihre Bezahlung un-
ter dem gesetzlichen Mindestlohn. 
Dabei ist den Arbeitgeber*innen 
bewusst, dass ihre Angestellten 
bei einer fristlosen Kündigung den 
Leistungsanspruch verlieren, weil 
dadurch die Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit nicht mehr gegeben ist. 
Und selbst wem eine Fortzahlung 
der Leistungen für 6 Monate nach 
einem Arbeitsplatzverlust zustand, 
für den ist es seit Pandemiebeginn 
quasi unmöglich, einen neuen Job 
zu fi nden.
Arbeitsplatzverlust und Kurzarbeit 
haben bei einigen Klient*innen 
zu Zahlungsschwierigkeiten ge-
führt. Zahlt das Jobcenter nicht 
mehr, entstehen Mietrückstän-
de“, erzählt Gamze Çalışkan von 
der Migrati onsberatung für Er-
wachsene Zugewanderte. Der 
von der Bundesregierung erlas-
sene Kündigungsschutz aufgrund 
von Mietrückständen wurde nur 
bis Juni 2020 gewährt. So kam 
es bei einzelnen Klient*innen zu 
Kündigungen. Çalışkan ergänzt: 
„Sobald wir von solchen Fällen 
gehört haben, haben wir zu den 
Vermieter*innen Kontakt aufge-
nommen und mit ihnen gemein-
sam nach Lösungen gesucht.“ 

Aber es gibt auch drasti sche Fäl-
le. Davon berichtet Hasan Kama-
lak vom GIVE-Projekt: „Manche 
Vermieter*innen vertreiben Men-
schen sogar mit körperlicher Ge-
walt aus ihren Wohnungen. Auch 
kommt es vor, dass das Hab und 
Gut von Mieter*innen kurzer-
hand auf die Straße gestellt wird 
und gleichzeiti g die Schlösser ge-
tauscht werden.“
Prekäre Wohnverhältnisse sind 
immer belastend. Doch in Pan-
demiezeiten bedeuten zu kleine 
Wohnung und vor allem die Un-
terbrechung von Strom-, Gas- 
oder Wasserversorgung konkrete 
gesundheitliche Risiken. Eine ord-
nungsgemäße Quarantäne oder 
ausreichende Hygienemaßnah-
men werden erschwert oder sind 
schlicht nicht möglich. „Daher 
war der Schritt  des Sozialdezer-
nats, das Haus Syburg nicht nur 
für wohnungslose Personen zu 
öff nen, sondern auch Menschen 
aus der Nordstadt dort zeitweise 
Wohnraum zur Verfügung zu stel-
len, sehr wichti g“, unterstreicht 
Tülin Kabis-Staubach vom Vor-
stand des Planerladen e.V.
Bei den Mitarbeitenden der lan-
desgeförderten Servicestelle für 
Anti diskriminierungsarbeit ha-
ben sich seit Pandemiebeginn 
Meldungen aus dem nachbar-
schaft lichen Bereich gehäuft . Im 
Anti diskriminierungsbüro werden 
Menschen beraten, die aufgrund 
ihrer Herkunft  oder Religion auf 
dem Wohnungsmarkt diskrimi-

niert werden. „Die pandemie-
bedingten Veränderungen des 
alltäglichen Lebens wie vermehr-
tes Homeoffi  ce zusammen mit 
Homeschooling, aber auch Aus-
gangssperren und das stark redu-
zierte Freizeitangebot haben zu 
ganz neuen Belastungen geführt, 
die auch Auswirkungen auf das 
nachbarschaft liche Zusammen-
leben haben können. Konfl ikte 
wiederum können sich ethnisch 
aufl aden oder auch zu rassisti -
schen Diskriminierungen führen“, 
berichtet Regina Hermanns von 
der Servicestelle.
Die beschriebenen Zusammen-
hänge zeigen deutlich, dass die 
Corona-Pandemie bei weitem 
nicht nur eine gesundheitliche, 
sondern vor allem auch eine sozi-
ale Herausforderung ist und auch 
noch länger sein wird. Denn gegen 
die oft  prekäre Situati on auf dem 
Wohnungs- und Arbeitsmarkt, 
gegen das Zurückbleiben in der 
Schule, gegen den Verlust sozialer 
Kontakte, gibt es keine Impfung.

Planerladen e.V.

Beim Planerladen werden Neuzugewanderte auch in Pandemiezeiten
weiter beraten. 

Foto: Planerladen e.V.

Projekt "Wir schreiben Teilhabe" beim 
VKII in Dortmund

Trotz Corona schreiben wir Teil-
habe: Schreiben, Coden, Layou-
ten, Podcasten und noch einiges 
mehr werden im dreijährigen 
Projekt “Wir schreiben Teilha-
be!” für junge Erwachsene an-
geboten. Im Februar sind wir 
gestartet. Dabei handelt es sich 

konkret um die Realisie-
rung eines Blogs, welcher 
in Form von verschiede-
nen Workshops angeboten 
wird. Träger des Projekts ist 
der (VKII) Verein kameruni-
scher Ingeunier*innen und 
Informati ker*innen, der 
vom Bundesamt für Migra-
ti on und Flüchtlinge (BAMF) 
gefördert wird.

Im Rahmen des Projekts wird es 
intensive Schreibworkshops mit 
Karosh Taha (Schrift stellerin), 
Bernice Lysania Akoula Ekoula 
(Spoken Word Arti st) und Olga 
Felker (Journalisti n) geben.
Das Schreiben für den Blog ist 
jedoch nicht genug, so werden 

Workshops und Basiswissen von 
Wordpress und HTML/CSS, Po-
dcasten sowie Typographie und 
Layouten vermitt elt. Zudem wer-
den die Teilnehmer*innen mit 
Grundlagenseminaren bei der 
themati schen Suche begleitet, 
wie z. B. in Sachen Sozialen Me-
dien, der deutschen/Dortmunder 
Medienlandschaft  oder dem Er-
kennen von Fake News.
Seit dem 1.Juni befi nden wir uns 
am Emil-Moog Platz 7, 44137 Dort-
mund.
Seid gespannt. Wir freuen uns mit 
euch ins Schreiben zu kommen.
Weitere Informati onen zu Anmel-
dung unter:
c.lartey@vkii-ruhrbezirk.de

Die Inzidenzen gehen zurück, unsere Sorgen nicht
Fortsetzung von Seite 1

• Arbeit. Die bisher global we-
nig dramati schen Zahlen verde-
cken den Jobverlust vor allem 
prekär Beschäft igter, die fi nan-
ziellen Einbußen in Branchen, 
die vom Lockdown betroff en 
waren, die Dauerüberlastung 
anderer und die besonders skan-
dalöse Lage von Saison- und 
Wanderarbeiter*innen. Überall 
dort fi nden sich in großer Zahl 
Menschen mit Einwanderungs- 
und Fluchtgeschichte. „Flick-
schusterei“ ist nicht ausreichend. 
Gute Arbeit ist wichti g für die 
Menschen und eine zentrale Zu-
kunft sfrage der Gesellschaft .

• Rassismus. Rassismus ist tief 
in unserer Gesellschaft veran-

kert. Jede Krise – wie auch jetzt 
die Corona-Krise – aktualisiert 
ihn. Demgegenüber ist das Anti-
Rassismus-Programm der Bun-
desregierung bisher nichts an-
deres als bedrucktes Papier.

• Geflüchtete sind besonders 
verletzlich. Sie brauchen vor 
Ort und in der Gesellschaft ins-
gesamt eine zugewandte Auf-
nahme, ein gutes Ankommen 
und eine unterstützende Be-
gleitung auf ihrem langen und 
schwierigen Weg in den neuen 
Alltag. Jeden Tag kommen neue 
Menschen auf der Flucht zu 
uns. Und dies wird so bleiben. 
Geflüchtetenarbeit ist deshalb 
eine lokal-kommunale Dauer-
aufgabe.

Unser Fazit
Die Einwanderungsgesellschaft  
muss bewusst gestaltet wer-
den. Das geht nicht ohne Mi-
grantenorganisati onen als 
Ansprechpartner*innen auf Au-
genhöhe. Es geht auch nicht ohne 
die breite Beteiligung von Men-
schen mit Einwanderungs- und 
Fluchtgeschichte. Deutschland 
steht im Sommer des Wahljahres 
2021 an einer kriti schen Wegmar-
ke: Wie weiter mit der Einwande-
rungsgesellschaft ? Das ist die Zu-
kunft sperspekti ve, über die heute 
mitentschieden wird. Kurzfristi g 
und dringlich bleibt für uns: Wir 
fordern einen Masterplan, der 
hilft , in Bund, Ländern und Kom-
munen solidarisch aus der Coro-
na-Krise rauszukommen.

BV NeMO
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VMDO und Polizei setzen auf Dialog
Ruhrnachrichten zeichnen Bild verhärteter Fronten

Stellungnahme von Dr. Kirsten Hoesch (VMDO)

Am 23.04.2021 führten der 
VMDO/Projekt INSIST in Koope-
ration mit der Hochschule für Po-
lizei und öffentliche Verwaltung 
NRW einen gemeinsamen Online-
Workshop durch, um angehende 
Polizist*innen und Vertreter*innen 
von Migrant*innenorganisationen 
in einen persönlichen Austausch 
zu bringen (s. nebenstehender Be-
richt). Das Innovative an dieser 
Veranstaltung: Trotz eines kompli-
zierten Verhältnisses im Dreieck Po-
lizei – Migrant*innen – öffentliche 
Debatten – bot sie einen Raum, um 
eigene Wahrnehmungen zu reflek-
tieren, Perspektivwechsel zu wagen 
und sich auch durch konstruktive 
Kritik besser kennenzulernen. Dabei 
wurden auch heikle Themen nicht 
ausgespart. Im Zentrum stand je-
doch ein konstruktiver, offener und 
wohlwollender Dialog.

Ganz anders der Eindruck, der sich 
beim Lesen des Artikels der RN zu 
dieser Veranstaltung aufdrängt:
Unter dem Titel „Du bist schwarz. 
Du bist ein Drogendealer!“ muss 
man lange suchen, bis man Infor-
mationen zum neuen Dialog-Format 
findet. Ausgehend von Erfahrungen 
eines Teilnehmers mit ,racial profi-
ling‘, wird dieses Thema über den 
größten Teil des Textes ausgebreitet 
und in Form gängiger Klischees dar-
gestellt. Wohlgemerkt: Eine kriti-
sche Auseinandersetzung damit ist 
berechtigt und jede Erfahrung mit 
Racial Profiling ist ernst zu nehmen. 
Jedoch stellte dieses Thema nur ei-
nen kleinen Teilbereich des Work-
shops dar.
Selbstverständlich ist es das gute 
Recht eines Journalisten, die Ergeb-
nisse seiner Recherche selbst zu 
bewerten und ohne Einmischung 
einen Text zu verfassen. Wir sind je-
doch sehr erstaunt, in welcher Form 
Autor Kevin Kindel hier Aspekte be-
tont und andere weglässt, mit dem 
Effekt, dass Bericht und Ereignis nur 
noch wenig miteinander zu tun ha-
ben. Gerade vor dem Hintergrund 
eines schwierigen Verhältnisses 
wäre der Nachrichtenwert hier doch 
gerade eine Veränderung im Um-
gang mit diesen Herausforderungen 
und eine Verflüssigung von Zuschrei-
bungen gewesen.
Warum also dieser verzerrte Be-
richt? Mangelnde Informationen 

können nicht der Grund sein. Herrn 
Kindel lag der nebenstehende Be-
richt in Form einer Pressemitteilung 
vor. Im Vorfeld fanden Gespräche 
statt und nach der Veranstaltung in-
terviewte er die beiden verantwort-
lichen Organisatorinnen Dr. Sarah 
Jahn (Hochschule für Polizei und öf-
fentliche Verwaltung NRW)) und Dr. 
Kirsten Hoesch (VMDO) ausführlich, 
es wurde sogar explizit darauf hin-
gewiesen, dass ,racial profiling‘ nur 
einen Aspekt unter vielen darstellte. 
Was auch immer die Gründe waren: 
Die Darstellung ist irreführend und 
sehr problematisch. Denn es ist ja 
genau umgekehrt: In der Veranstal-
tung ging es um Dialog, der Bericht 
hingegen vertieft Gräben. Durch die-
se Form der Berichterstattung wird 
eine Annährung – egal ob bewusst 
oder unbewusst – erschwert.
Wir würden uns eine Berichterstat-
tung wünschen, die sich ihrer ge-
sellschaftlichen Wirkungen in ver-
antwortungsvoller Weise bewusst 
ist – und nicht mit vermeintlichen 
knackigen Zuspitzungen bekannte 
Reflexe bedient und sich zu Nutze 
macht.

Neue Wege im Austausch von 
Polizei und Migrant*innen
VMDO und Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung Nordrhein-
Westfalen bringen Polizei-Studierende und Migrantenvereine im digitalen 
Format der interkulturellen Bildung zusammen

Was sind eigentlich die genauen 
Aufgaben von Migrantenvereinen? 
Wo können Polizei und Migranten-
vereine miteinander kooperieren? 
Kann die Zusammenarbeit von Po-
lizei und Migrantenvereinen dazu 
beitragen, Vorurteile zwischen bei-
den Seiten abzubauen?
Diese und zahlreiche weite-
re Fragen diskutierten ange-
hende Polizeibeamt*innen und 
Vertreter*innen von Migrantenver-
einen im Rahmen eines halbtägigen 
digitalen Workshops. Vorbereitet 
und durchgeführt wurde der Work-
shop unter der Leitung von Dr. Sa-
rah Jahn (Hochschule für Polizei und 
öffentliche Verwaltung Nordrhein-
Westfalen HSPV NRW) und Dr. Kirs-
ten Hoesch (VMDO) im Rahmen 
des Seminars „Migrantenvereine als 
Partner der kommunalen Polizeiar-
beit“.
Ziel der Veranstaltung war es, die 
jungen Polizeianwärter*innen in 
einen persönlichen Austausch mit 
Migrantenorganisationen zu brin-
gen. Der Themenkomplex Polizei – 
Migrant*innen – Rassismus taucht 
regelmäßig in der öffentlichen De-
batte auf, oft verbunden mit star-
ken Emotionen und Reflexen bei 
allen Beteiligten. Jenseits dieser oft 
einseitigen Debatte finden jedoch 
bereits zahlreiche Kooperationen 
zwischen Polizei und Migrantenver-
einen statt, insbesondere im Bereich 
Prävention von Jugendkriminalität 
und Extremismus.
„Der Fokus der Polizei ist aus unserer 
Sicht oft auf Extremismusprävention 
und muslimische Organisationen 
beschränkt. Wir möchten gezielt 
den Blickwinkel auf die vielfältigen 

Aktivitäten von Migrantenorganisa-
tionen erweitern“, sagt Dr. Kirsten 
Hoesch, VMDO. „Zu den wichtigsten 
Aufgabenfeldern von Migranten-
vereinen gehören interkultureller 
Austausch und Dialog, Kinder- und 
Jugendarbeit, eine breite Palette von 
Angeboten in den Bereichen Bildung 
und soziale Dienstleistungen u.v.m. 
Religion stellt nur einen kleinen Be-
reich dar, der VMDO und seine über 
60 Mitgliedsvereine beispielweise 
sind säkular.“
„Genau diese weite Perspektive auf 
Kultur und Migration ist mir in der 
interkulturellen Bildung besonders 
wichtig“, sagt Dr. Sarah Jahn, von 
der Hochschule für Polizei und öf-
fentliche Verwaltung NRW. „Nicht 
überall, wo Religion vermutet wird, 
ist auch Religion drin. Jugendliche 

wenden sich aus 
unterschiedli-
chen Gründen 
extremistischen 
S t r ö m u n g e n 
zu. Eine religi-
öse Einstellung 
muss da kein 
Motiv sein.“ 
Jahn, führt wei-
ter aus: „Außer-
dem erfahren 
die Studieren-
den durch sol-
che Formate 
verschiedene 
Perspektiven 
auf die eigene 
Arbeit und ler-
nen ergänzende 
Herangehens-
weisen an ge-
sellschaftliche 

Probleme kennen. Migrantenorga-
nisationen haben einen anderen 
Blick und unterschiedliche Kontakt-
möglichkeiten zu Menschen mit Mi-
grationshintergrund.
Neben den konkreten Beispielen 
der Aktivitäten von Migrantenverei-
nen u.a. in der Flüchtlingsarbeit, Bil-
dungs- und Arbeitsmarktintegrati-
on, berichteten Teilnehmende auch 
über individuelle Erfahrungen, z.B. 
wie es sich anfühlt als Schwarzer re-
gelmäßig von der Polizei kontrolliert 
zu werden.
Die Veranstaltung ist ein gutes 
Beispiel dafür, wie man sich von 
einer anderen Seite den Heraus-
forderungen in der gegenseitigen 
Wahrnehmung von Polizei und 
Migrant*innen nähern kann.

ECHO

„Kann ich als Frau ausgegrenzt werden und 
gleichzeitig andere Frauen ausgrenzen?“
Diskussionsveranstaltung mit Aretha Schwarzbach-Apithy

Zu dieser Frage kamen etwa 45 
Frauen in der Agora des Dietrich-
Keuning-Hauses zusammen, unter 
Einhaltung der aktuell erforderli-
chen Hygieneregeln. Thema der 
vierstündigen Diskussionsveran-
staltung war einerseits die Dis-
kriminierung von Frauen in einer 
patriarchalen Gesellschaft und 
andererseits die rassistische Diskri-
minierung von nicht-weißen Men-
schen in einer weißen (Mehrheits)-
Gesellschaft.
Fachlich angeleitet wurde die 
Veranstaltung durch Aretha 
Schwarzbach-Apithy, gelernte Er-
zieherin und derzeit Ausbilderin 
von Erzieher*innen aus Berlin. Sie 
ist Trainerin und Mediatorin mit 
den Schwerpunkten Weiss.sein, 
Feminismus, Kolonialrassismus, 
Intersektionalität u.a. Dank der 
sensiblen Moderation durch And-
rea Blome haben sich die Teilneh-
merinnen rege zu Wort gemeldet 
und mit der Referentin debattiert.
Zentrale Frage an alle Teilnehmerin-
nen war, sich an konkrete Situatio-
nen zu erinnern, in denen sie sich 
diskriminiert gefühlt und an wel-
chen Stellen sie selbst diskriminiert 
haben. Ziel des Workshops war es, 
mit dieser Frage anzuregen, über 
das eigene Handeln nachzudenken 
und seine Wirkungen auf Andere 
zu beleuchten. Je mehr das eigene 
Handeln einer Person bekannt und 
bewusst ist, desto mehr Möglichkei-

ten entstehen, sich vorurteilsfreier 
anderen Personen zu begegnen. 
So bekamen die Teilnehmerinnen 
einen Eindruck davon, wie sehr das 
eigene Handeln von Erlebtem und 
Gelerntem gespeist wird.
Unterschiedliche Meinungen ka-
men bei der Frage auf, ob und in-
wieweit sich der Feminismus wei-
ßer Frauen sich ausreichend mit 
den Verstrickungen privilegierter 
Frauen in rassistische Strukturen 
auseinandergesetzt haben. Hier 
vertrat Frau Schwarzbach-Apithy 
dezidiert, dass der Feminismus eine 
Chance verpasst habe, sich mit der 
Sklaverei und der Unterstützung 
rassistischer Strukturen der herr-
schenden weißen Männer durch 
Frauen kritisch auseinanderzuset-
zen. Während diese zugespitzte 
Sicht auf die Historie nicht von al-

len Frauen geteilt wurde, bestand 
hingegen weitgehend Einigkeit 
darin, dass heutzutage mehr Mög-
lichkeiten gegeben sind, schwarze 
Menschen mit nachhaltigen Folgen 
auszugrenzen als weiße. Es müsse 
darum gehen, hinter die diskrimi-
nierenden Strukturen zu blicken 
und gegen die Ausgrenzung von 
Menschen zu arbeiten.
Eingeladen zu dieser spannenden 
Diskussionsveranstaltung hatten
das Gleichstellungsbüro der Stadt 
Dortmund, das Dortmunder Forum 
Frau & Wirtschaft e.V., der DGB 
Dortmund-Hellweg, der Evangeli-
sche Kirchenkreis Dortmund, die 
Volkshochschule Dortmund sowie, 
erstmals dabei, der VMDO, der Ver-
bund der sozial-kulturellen Migran-
tenvereine in Dortmund e.V.

Ursula Ammon, dffw

Dr. Kirsten Hoesch und Dr. Sarah Jahn
Foto: J.Abolnikov

Foto: J.Abolnikov

Mit wem in Zukunft kämpfen?
Zum 2. Mal innerhalb von drei 
Monaten haben wir, die tamili-
sche Community in Deutschland, 
am 09. Juni eine Sammelabschie-
bung tamilischer Geflüchteter 
nach Sri Lanka nicht verhindern 
können. Obwohl wir  massiv pro-
testiert haben  und breite Unter-
stützung aus den verschiedenen 
Ebenen der Partei „Die Linke“ er-
fahren haben.
Ende März waren der Großteil 
der Landsleute, Geflüchtete aus 
NRW und nur einer aus Baden-
Württemberg. Diesmal, also am 
09. Juni, waren es mindestens 18 
aus Baden-Württemberg und 5 
aus NRW, von denen wir wissen.
Das bedeutet für unsere Analyse 
der politischen Situation:
Gleich, ob das CDU/FDP-regierte 
NRW oder das von Grün/CDU-
regierte Baden-Württemberg, die 
Abschiebung tamilischer Geflüch-
teter scheint in den großen politi-
schen Lagern Konsens zu sein. Da-
mit gerät die Gesamteinschätzung 

der politischen Situation in 
Deutschland für unsere tamilische 
Bevölkerung, die hier und oft auch 
als Deutsche lebt, ins Wanken:
Jahrzehntelang galten wir ta-
milische Geflüchtete und 
Migrant*innen als mustergültig 
integiert, mit einer hohen Ideniti-
fikation mit den Werten und dem 
politischen System in Deutsch-
land.
Jetzt, nach den zwei Sammel-
abschiebungen und einer un-
erschütterlichen und unnach-
giebigen Haltung der politische 
Verantwortlichen, bekommt das 
Bild  vor allem für die jüngere 
Generation Risse. Schon immer 
wurde die außenpolitische Posi-
tion Deutschlands der generellen 
Unterstützung der Regierung Sri 
Lankas, von uns kritisch gesehen.
Jetzt zeigt sich, dass auch in Men-
schenrechtsfragen, keine Unter-
stützung der etablierten Politik in 
Deutschland zu erwarten ist. Was 
also können wir selber als tamili-

sche Community in Deutschland 
tun?

Es wächst unter den jüngeren 
Tamil*innen in Deutschland das 
Bewusstsein für den Wert politi-
scher Solidarität. Nur, wenn wir 
uns öffentlich politisch engagie-
ren, können wir unser Anliegen 
deutlich machen und Solidarität 
erfahren.
So hat kürzlich eine Mitglied un-
serer Community an einer Solida-
ritätsreise für Frieden und Freiheit 
in Kurdistan in den Nordirak teil-
nehmen wollen, wurde aber an der 
Ausreise nach Erbil gehindert und 
von den Behörden verhört. Für uns 
alle bedeutet dies eine schrittwei-
se Abkehr von der bedingungslo-
sen Unterstützung Deutschlands 
und deutscher Poltik.
Wir sind da noch am Anfang. Die 
Solidarität der Linken und ihrer 
Parteistrukturen zeigt uns aber, 
dass der Weg richtig ist.

TKD Dortmund

Wir fordern Antirassismusstellen in 
migrantischer Trägerschaft
Fortsetzung von Seite 1

• Beitragende aus Politik, Verwal-
tung und Zivilgesellschaft waren 
sich darüber einig, dass eine lang-
fristige finanzielle Förderung, um 
u.a. die Unabhängigkeit der Stelle 
zu gewährleisten, notwendig sei.

Der Bundesverband Netzwerke 
von Migrantenorganisationen 
(NeMO) sieht die Verabschie-
dung eines bundesweiten De-
mokratiefördergesetzes nach wie 
vor als eine unabdingbare politi-
sche Voraussetzung und ermutigt 
die Politik, dieses Vorhaben in 

der nächsten Legislaturperiode 
voranzutreiben
Denn das Jahr 2020 sowie das Jahr 
2021 sind von der Corona-Pande-
mie geprägt. Es sind auch Jahre, in 
denen Menschen Rassismus und 
Diskriminierung in zunehmendem 
Maß erlebt haben und erleben. 
Parallel zum drastischen Anstieg 
rassistischer Diskriminierungen ist 
auch die Zahl der Beratungsanfra-
gen dramatisch gestiegen. Frau Dr. 
Elizabeth Beloe, stellvertretende 
Vorstandsvorsitzende, forderte da-
her in ihrer Begrüßungsrede eine 
unabdingbare Etablierung einer 
unabhängigen Antirassismusstelle 

in der Hand kommunaler migran-
tischer Verbünde! „Nur so kann 
Menschen mit Rassismuserfahrun-
gen auf kurzem Wege mehr recht-
licher Schutz gewährt und gleich-
zeitig Antidiskriminierungspolitik 
mit Antirassismuspolitik miteinan-
der verknüpft werden“.
Eingeladene Akteur*innen aus der 
Zivilgesellschaft bestätigten die 
Tatsache, dass trotz vieler staat-
licher und zivilgesellschaftlicher 
Antidiskriminierungsstellen ein 
Mangel an geeigneten und flä-
chendeckenden Beratungsange-
boten für von Rassismus betroffe-
ne Personen gibt.          BV NeMO

Aretha Schwarzbach-Apithy (2.v.l.) mit den Veranstalterinnen
Foto: Dietrich-Keuning-Haus
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MIA-DO-Kommunales 
Integrationszentrum 
Dortmund 
MIA-DO-Kommunales Integrations-
zentrum Dortmund arbeitet
an der Umsetzung des „Masterplan 
Integration“.
Betenstr. 19, 44122 Dortmund
Tel: 0231-5026449, Fax: 0231-5010027
E-Mail: miadoki@dortmund.de
Internet: miadoki.dortmund.de

Bürgerdienste

Tel.: (0231) 50-13331 oder 50-13332,
buergerdienste@stadtdo.de

Einbürgerung

Info-Service-Nr.: 0231-5026999.
Online-Terminvereinbarung unter 
www.einbuergerung.dortmund.de
E-Mail: einbuergerung@stadtdo.de
Die Einbürgerungsstelle:
Stadthaus Olpe 1, 44135 Dortmund. 
Öffnungszeiten: Mo, Di, Do und Fr. 
07:30 - 12:00 Uhr

Integrations- 
sprachkursträger

Auslandsgesellschaft Deutschland e.V.
Steinstraße 48, 44147 Dortmund
Tel.: 0231-838000
info@auslandsgesellschaft.de
www.auslandsgesellschaft-
deutschland.de

Planerladen e.V., Sprachförderung
Rückertstraße 28, 44147 Dortmund
Tel.: 0231-828362
sprachfoerderung@planerladen.de
www.planerladen.de

pdl – Projekt Deutsch lernen
Interkulturelles Zentrum am Burgtor
Münsterstraße 9-11, 44145 Dortmund
Tel.: 0231-839822
www.vfz.de, E-Mail: office@vfz.de

Berlitz Deutschland GmbH
Hohe Straße 1, 44139 Dortmund
Tel.: 0231-1385060
Fax: 0231-13850669
dortmund@berlitz.de
www.berlitz.de
 
CJD-Sprachschule
Haus am Park, Evinger Parkweg 11
44339 Dortmund
Tel.: 0231-985023-9998
barbara.fertsch@cjd-dortmund.de
www.cjd-dortmund.de
 
IB Geschäftsstelle Dortmund
Schwanenstraße 30, 44135 Dortmund
Tel.: 0231-58449860
sbs-dortmund@nternationaler-bund.de
www.internationaler-bund.de

Kath. Bildungswerk der  
Dortmunder Dekanate e.V.
Propsteihof 10, 44137 Dortmund
Tel.: 0231-1848249
gahle@kbs-dortmund.de
www.kbs-dortmund.de

TÜV-Nord Bildungszentrum
Dortmund
Bärenbruch 128, 44379 Dortmund 
Bildungsberater für Unternehmen 
und Privatkunden
Daniel Paar: Tel.: 0231-96700035,
H.: 0171-7646102
Ronald Kaczynski: Tel.: 0231-96700031
E-Mail: r.kaczynski@tuv-nord.de

VHS Dortmund
Hansastraße 2-4, 44137 Dortmund
Tel.: 0231-50-24705
jdieckerhoff@stadtdo.de
www.vhs.dortmund.de
VHS Dortmund – persönliche Beratung
Infos unter www.vhs.dortmund.de 
und im gedruckten Programmheft. 
Allgemeine Auskünfte: 0231-50-24727

Westfalia Bildungszentrum e.V.
Bissenkamp 12-16, 44135 Dortmund
Bürozeiten:
montags - freitags 09:00-18:00
Telefon: 0231-33015438
info@wbzev.de

Bildungswer Stadtteil-Schule
Dortmund e.V.
Bornstr. 83, 44145 Dortmund
Tel: 0231/58693871
kkeinemann@stadtteil-schule.de
www.stadtteil-schule.de

Integrationsagenturen

Planerladen e.V.
Integrationsagentur Servicestelle 
für Antidiskriminierungsarbeit im 
Handlungsfeld Wohnen
Schützenstraße 42, 44147 Dortmund
Tel. 0231-8820700
integration@planerladen.de
www.planerladen.de
www.integrationsprojekt.net

AWO UB Dortmund 
Klosterstr. 8-10, 44135 Dortmund
Tel.: 0231-9934-210
r.erdmann@awo-dortmund.de
www.awo-dortmund.de

Deutsches Rotes Kreuz
Kreisverband Dortmund e.V. 
Beurhausstr. 71, 44137 Dortmund
Tel.: 0231-1810218
karin.langrzyk@drk-dortmund.de
www.drk-dortmund.de

Jüdische Kultusgemeinde Groß-
Dortmund 
Prinz-Friedr.-Karl-Str. 9,
44135 Dortmund
Tel.: 0231-55747213
dick@jkgd.de, www.jg-dortmund.de

Caritasverband Dortmund e. V. 
Bernhard-März-Haus
Osterlandwehr 12-14,
44145 Dortmund
Tel.: 0231-86108020
bmaerz@caritas-dortmund.de
www.caritas-dortmund.de

Stadtteil-Schule Dortmund e.V.
Berenice Becerril Ortiz
Oesterholzstr. 120, 44145 Dortmund
Tel: 0231/2866255
bbecerril@stadtteil-schule.de
www.stadtteil-schule.de

Migrations- 
beratungsstellen 

Arbeiterwohlfahrt
Unterbezirk Dortmund
Klosterstraße 8-10, 44135 Dortmund
Tel.: 0231-9934-0
info@awo-dortmund.de
www.awo-dortmund.de

Caritasverband Dortmund e.V.
Bernhard-März-Haus
Osterlandwehr 12-14, 44145 Dortmund
Tel.: 0231-861080-0
bmaerz@caritas-dortmund.de
www.caritas-dortmund.de 
 
Deutsches Rotes Kreuz
Kreisverband Dortmund e.V.
Beurhausstraße 71, 44137 Dortmund
Tel.: 0231-1810-0
migrationsberatung@drk-dortmund.de
www.drk-dortmund.de
 
Diakonisches Werk Dortmund
Rolandstraße 10, 44145 Dortmund
Tel.: 0231-8494-600
sozialbuero@diakoniedortmund.de
www.diakoniedortmund.de
 
IN VIA Dortmund e.V.
Jugendmigrationsdienst
Propsteihof 10, 44137 Dortmund
Tel.: 0231-1848-142
u.kurz@invia-dortmund.de

www.invia-dortmund.de

Stadtteil-Schule Dortmund e.V.
Gabi Frohnert
gfrohnert@stadtteil-schule.de
Oesterholzstr. 120,
44145 Dortmund
Tel: 0231/28662580
www.stadtteil-schule.de

Hilfe und  
Angebote für Frauen

Dortmunder Mitternachtsmission 
Beratungsstelle für Prostituierte 
und Opfer von Menschenhandel
Dudenstraße 2-4,
44137 Dortmund
Tel.: 0231-144491
mitternachtsmission@gmx.de
www.mitternachtsmission.de
Frauenberatungsstelle 
Frauen helfen Frauen e.V.
Märkische Straße 212-218,
44141 Dortmund
Tel.: 0231-521008
frauen@frauenberatungsstelle-
dortmund.de
www.frauenberatungsstelle-
dortmund.de

Frauenübernachtungsstelle  
Diakonisches Werk 
Prinz-Friedrich-Karl-Straße 5
44135 Dortmund
Tel.: 0231-584496-0
fues@diakoniedortmund.de
www.diakoniedortmund.de

Frauenzentrum Huckarde
Arthur-Beringer-Straße 42
44369 Dortmund
Tel.: 0231-391122
info@frauenzentrum-huckarde.de
www.frauenzentrum-huckarde.de
 
Mehrgenerationenhaus
Mütterzentrum Dortmund e.V.
Hospitalstraße 6,
44149 Dortmund
Tel.: 0231-141 662
buero@muetterzentrum-dortmund.de
www.muetterzentrum-dortmund.de
Öffnungszeiten des offenen Treffs und 
des Cafés: Mo bis Fr 9:00 bis 18:00
LEBEDO, Beratungsstelle für les-
bische und bisexuelle Frauen und 
deren Freunde und Angehörige
Goethestr. 66, 44147 Dortmund
(Untergeschoss Edward-Clement-
Haus),
Tel.: 0231-98221440, info@ebedo.de 
oder brokemper@lebedo.de,
www.lebedo.de

Erziehungshilfe

AMBE - Ambulante Erziehungshilfe
(mehrsprachige Hilfe u. Betreuung)
Öffnungszeiten und telefonische Sprech-
zeiten: Montag – Freitag 8-16 Uhr
Rheinische Str. 169,
44147 Dortmund
Telefon: 0231 286783-50 oder -51 
Fax: 0231 286783-49

Beratungstellen

Arbeitslosenzentrum
Leopoldstr. 16-20,
44147 Dortmund
Telefon: 0231-812124
info@alz-dortmund.de
www.alz-dortmund.de
Bürozeiten: Mo., Mi., Do.: 08:30-16:00; 
Di.: 08:30-12:00, Fr.: 08:30-12:30 Uhr

Soziales Zentrum Dortmund e.V.
Westhoffstr. 8-12,
44145 Dortmund
Beratungsstelle Westhoffstraße:
Tel: 0231-840340.
Fax: 0231-840341
Mail: info@westhoffstrasse.de
www.westhoffstrasse.de
Soziales Zentrum:
Tel: 0231-840310

Seniorenwohnungen:
Tel: 0231-840338 (10-12Uhr)

FEEDBACK
Fachstelle für Jugendberatung & 
Suchtvorbeugung Dortmund
Kuckelke 20,
44135 Dortmund
Tel.: 0231-70099290
info@feedback-dortmund.de
www.feedback-dortmund.de

Selbsthilfe-Kontaktstelle Dortmund
Ostenhellweg 42-48,
44135 Dortmund
Tel.: 0231-529097.
Fax: 0231-52090.
selbsthilfe-dortmund@paritaet-nrw.org
www.selbsthilfe-dortmund.de
Sprechzeiten: Mo + Mi  9:00-13:00 
und  14:00-16:30 Uhr; Do 14:00-
16:30 Uhr; Fr 9:00-13:00 Uhr und
Telefonische Abendsprechzeit:
1. Donnerstag im Monat 16.30-19.00

Evangelische Beratungsstelle für Er-
ziehungs.-, Ehe.-u. Lebensfragen 
Klosterstraße 16,
44135 Dortmund 
Telefon 0231-8494480 
Erziehungsberatungsstelle des Sozi-
aldienstes katholischer Frauen
Joachimstr. 2, 44145 Dortmund
Telefon 0231-86108515

Beratungsstelle Scharnhorst
Hesseweg 24,
44328 Dortmund
Telefon 0231-239083

Beratungsstelle für Personen de-
ren Versicherungsstatus unklar ist
Clearingstelle Gesundheit Dortmund
Ludwigstr. 14, 1. Etage,
44135 Dortmund
Tel.: 0231-28676022
Beratungssprachen: Deutsch, Ru-
mänisch, Serbisch, Katalanisch, Spa-
nisch, Bulgarisch, Türkisch, Englisch, 
Mazedonisch, Italienisch

Gleichstellungsbe-  
auftragten

JobCenter Dortmund
Gabi Herweg-Zaide, Beauftragte für
Chancengleichheit am Arbeitsmarkt
Südwall 5-9,
44137 Dortmund
Tel.: 0231-842-1572
jobcenter-dortmund.bca@obcenterge.de
www.jobcenterdortmund.de

Agentur für Arbeit Dortmund
Sladjana Mitrovic, Beauftragte für
Chancengleichheit am Arbeitsmarkt
und Migrationsbeauftragte
Steinstr. 39,
44147 Dortmund
Tel.: 0231-842-1272
dortmund.bca@arbeitsagentur.de
www.arbeitsagentur.de/dortmund

Quartiersmanage-
mentsbüros
Geschäftsstelle
Quartiersmanagement Nordstadt
Mallinckrodtstr. 56, 44145 Dortmund
Tel.: 0231-2227373
Martin Gansau, Projektleitung
info@nordstadt-qm.de
www.nordstadt-qm.de

Quartiersbüro Hafen
Schillerstraße 37, 44147 Dortmund
Didi Stahlschmidt.
Sprechzeiten:
Di 14-18 Uhr und Mi 9-12 Uhr.
hafen@nordstadt-qm.de

Beratungsstellen für 
Senior(inn)en
Seniorenbüro Innenstadt West
Lange Str. 42, 44137 Dortmund
Tel.: 0231-39572-14

Seniorenbüro Innenstadt Ost
Märkische Str. 21,
44141 Dortmund
Tel.: 0231-50-29690
Seniorenbüro Innenstadt Nord
Bornstr. 83,
44145 Dortmund
Tel.: 0231-4775240
Seniorenbüro Dortmund-Aplerbeck
Aplerbecker Marktplatz 21,
44287 Dortmund.
Tel.: 0231-50-29390
Seniorenbüro Dortmund-Brackel
Brackeler Hellweg 170,
44309 Dortmund
Tel.: 0231-50-29640

Wirtschaftsförde-
rung Dortmund

NORDSTADT-BÜRO
Mallinckrodtstraße 2, 
4145 Dortmund
Tel. 0231-286739-0
hubert.nagusch@stadtdo.de

Gesundheitsberatung

Sozialpsychiatrischer Dienst -
Beratungsstelle Mitte
Eisenmarkt 3, 
4137 Dortmund
Tel.: 0231-5022534
E-Mail: 53psych-mitte@stadtdo.de

Sozialpsychiatrischer Dienst -
Beratungsstelle Nord
Bornstr. 239, 44145 Dortmund
Tel.: 0231-5025391
E-Mail: 53psych-nord@stadtdo.de

Sozialpsychiatrischer Dienst -
Methadonambulanz
Tel.: 0231 5025392, Fax: 0231 50-26638
E-Mail: 53methad-amb@stadtdo.de
Susanne Dillenhöfer, Ärtzliche Leiterin

Beratungsstelle zu sexuell
übertragbaren Krankheiten,
AIDS und Tuberkulose
Hövelstraße 8,
44137 Dortmund
Tel.: 0231-5023601. Fax: 0231-5023592
E-Mail: aidsberatung@stadtdo.de
Internet: dasaidsteam.dortmund.de
(keine Anmeldung erforderlich)

DROBS Drogenberatungsstelle
Schwanenwall 42,
44135 Dortmund
Tel.: 0231-4773760
E-Mail: info@drobs-dortmund.de
www.drobs-dortmund.de

Flüchtlingsarbeit 
(VMDO e.V.)

Flüchtlingsberatung VMDO e.V.
Beuthstr. 21, 44147 Dortmund
Tel: 0231-28678242.
Fax: 0231-28678166
Sprechzeiten: Mo., Di., Do., Fr.: 10-12 Uhr

BeVi - Beratung der Vielfalt 
(VMDO e.V.)
Beratungen zur Beruflichen Entwicklung
Beuthstraße 21,
44147 Dortmund
Gisela Reppel (g.reppel@vmdo.de)
Antje Krah (a.krah@vmdo.de)
Telefonische Terminvereinbarung
Tel.: 0231-28678744,
Fax: 0231-28678166
www.vmdo.de/bevi/

KiVi - Kinder der Vielfalt 
(VMDO e.V.)
Offener Kinder- und Jugendtreff für 
Kinder im Alter zwischen 6-14 Jahren
Beuthstraße 21,
44147 Dortmund
Öffnungszeiten: Mo.-Fr.: 15:00-20:00, 

Sa.: 14:00-20:00, So.: 14:00-18:00 Uhr
Tel.: 0231-28678163,
www.vmdo.de, f.toker@vmdo.de

Samo.fa
Beratung und Begleitung von MO 
Netzwerk und Öffentlichkeitsarbeit
Leuthardstr. 1-7, 44135 Dortmund
Armel Djine (a.djine@vmdo.de)
Johanna Jost (j.jost@vmdo.de)
Tel 0231 28676790, Fax 0231 28676792
Telefonische Terminvereinbarung

Bildungswerk Vielfalt
Bereichsleitung Bildung
Sprach-, Bildungs-, Sport und Kreativkurse
Beuthstr. 21, 44147 Dortmund
Leitung: Kati Stüdemann
Tel 0231 28678165, Fax 0231 28678166
Email: bildungswerk-vielfalt@vmdo.de
Errerichbar Mo – Do 9.00 – 14.00 Uhr

Die Fachberatungsstelle für 
Migrant*innenorganisationen
Leyla Boran: l.boran@vmdo.de
Armel Djine: a.djine@vmdo.de
Tel: 0231 286 767 92
Mobil: 0176 128 678 72
Leuthardstr. 5-7,
44135 Dortmund

Train of Hope Dortmund e.V.
Flüchtlingshilfe Dortmund
Münsterstr. 54, 44145 Dortmund
Tel : 0231/97062647

Eltern- Kind Gruppen für Ge-
flüchtete
Kinderbetreuung, Beratung für El-
tern, Netzwerkarbeit mit Bildungs-
institutionen
Felix Toker,
Montag – Freitag, 8.00 – 14.00 Uhr
Beuthstr. 21, 44147 Dortmund

"lokal willkommen"

Das Dortmunder
Integrationsnetzwerk
Beratung - Hilfe - Information
für Zugewanderte, Nachbarinnen 
und Nachbarn sowie Freiwillige

"Entenpoth 34" - Zentrale
Verwaltungsstandort
Entenpoth 34
44263 Dortmund

Innenstadt-Nord
Brunnenstraße 25
44145 Dortmund
E-Mail:
lokalwillkommen.in@stadtdo.de
0231 50-11185, 0231 50-11182,
0231 50-11186, 0231 50-11184
0231 50-11187

Innenstadt-West und -Ost
Elisabethstraße 5
44139 Dortmund
E-Mail:
lokalwillkommen.iwo@stadtdo.de
0231 50-11197, 0231 50-11198

Lütgendortmund
Lütgendortmunder Straße 128
44388 Dortmund
E-Mail:
lokalwillkommen.l@stadtdo.de
0231 50-11167, 0231 50-11168
0231 50-11169

Hörde und Hombruch
Schildplatz 7
44263 Dortmund
E-Mail:
lokalwillkommen.hh@stadtdo.de
0231 50-11138, 0231 50-11139

Brackel und Aplerbeck
Brackeler Hellweg 146
44309 Dortmund
E-Mail:
lokalwillkommen.ba@stadtdo.de
0231 50-28706, 0231 50-28705

Mengede und Huckarde
Westerfilder Straße 54
44357 Dortmund
E-Mail:
lokalwillkommen.mh@stadtdo.de
0231 50-11148, 0231 50-11149

Wichtige Adressen und AnsprechpartnerInnen
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Frühe Hilfen

Pilar Wulff 
Koordinati on: Frühe Hilfen
pwulff @stadtdo.de. Tel: 0231-50-24974
Märkische Straße 24-26, 44141 Dortmund
Sabine Janowski
Koordinati on: Familienhebammen und 
Familien-, Gesundheits-, Kinderkranken-
pfl egerinnen
familienhebammen@dortmund.de
sjanowski@stadtdo.de
Mob.: 0173-5290096.
Märkische Straße 24-26,
44141 Dortmund

Gesundheitsfachkäfte

Gesundheitsamt:
Zuhal Dagdas, Familienkinderkran-
kenpfl egerin, zdagdas@stadtdo.de
Melanie Korus, Familien-, Gesund-
heits-, und Kinderkrankenpfl egerin,
mkorus@stadtdo.de
Ismigyul Myursel, Familienhebamme, 
imyursel@stadtdo.de
Fariba Jooyaei, Familienhebamme, 
fj ooyaei@stadtdo.de
Angela Schröder, Familienhebamme,
angelaschroeder@stadtdo.de
Désirée Mobers, Familienhebamme, 
dmobers@stadtdo.de

Soziales Zentrum Dortmund e.V.,
Beratungsstelle Westhoff straße
Marion Korte, Familienhebamme
marion.korte@westhoff strasse.de

SKF – Sozialdienst katholischer Frauen
Christi ne Göke, Familienhebamme.
schwangerschaft sberatungsstelle.
goeke@kath-centrum.de
AWO Beratungsstellen
Jenny Becks, Familienhebamme.
j.becks@awo-dortmund.de
donum vitae
Brigit Oechsli, Familienhebamme.
oechsli@donumvitae-dortmund.org

Familien-Pro�ekt

Dortmund - Netzwerk INFamilie
Märkische Str. 24-26, 44141 Dortmund
Tel.: 0231 50-29896
E-Mail: infamilie@dortmund.de
Internet: infamilie.dortmund.de

Familienbüros

www.familie.dortmund.de
Unter dieser Adresse erreichen Sie das 
Familienportal und fi nden Informati o-
nen zu familienorienti erten Angeboten 
und Leistungen wie Ausfl ugszielen, fa-
milienfreundlicher Gastronomie sowie 
das Familieninformati onssystem. 
Die Familien-Hotline: Tel: (0231) 50-2 98 
95 ist für Sie montags und donnerstags 
von 8.00 – 12.00 Uhr freigeschaltet.
Die Familienbüros fi nden Sie in den 
Stadtbezirken:
Aplerbeck: Köln-Berliner-Str. 1, 44287 
Dortmund. Tel: (0231) 50-2 93 09
Brackel: Brackeler Hellweg 170, 44309 
Dortmund. Tel: (0231) 50-2 48 89

Eving: August-Wagner-Platz 2-4
44339 Dortmund. Tel: (0231) 50-2 79 23
Hörde: Hörder Bahnhofstr. 16, 44263 
Dortmund. Tel: (0231) 50-2 98 67
Hombruch: Harkortstr. 58, 44225 Dort-
mund. Tel: (0231) 50-2 83 27
Huckarde: Urbanusstr.  5, 44369 Dort-
mund. Tel: (0231) 50-2 84 35
Lütgendortmund: Wernerstr. 10, 44388 
Dortmund. Tel: (0231) 50-2 89 40
Mengede: Bürenstr. 1, 44359 Dortmund
Tel: (0231) 50-2 80 40
Scharnhorst: Gleiwitzstr. 277, 44328 
Dortmund. Tel: (0231) 50-2 88 26
Innenstadt-Ost: Märkische Str. 24-26, 
44141 Dortmund. Tel: (0231) 50-2 95 69
Innenstadt-West: Märkische Str. 24-26, 
44141 Dortmund. Tel: (0231) 50-2 35 17
Innenstadt-Nord: Leopoldstr. 16-20, 
44145 Dortmund. Tel: (0231) 50-2 42 82
Öff nungszeiten der Familienbüros:
montags und donnerstags 8.30-10.30 
Uhr und nach Vereinbarung

Dortmund - Netzwerk INFamilie
Märkische Str. 24-26, 44141 Dortmund
Tel.: 0231 50-29896
E-Mail: infamilie@dortmund.de
Internet: infamilie.dortmund.de

Beratungsstellen des 
Ps�chologischen Be-
ratungsdienstes des 
Jugendamtes
Beratungsstelle Aplerbeck
Witt bräucker Straße 1, 44287 Dortmund

Telefon (0231) 456013
Beratungsstelle Brackel 
Asselner Hellweg 103, 
4319 Dortmund 
Telefon (0231) 27554/ 5
Beratungsstelle Eving
Evinger Platz 2-4, 44339 Dortmund
Telefon (0231) 50-25470
Beratungsstelle Hörde 
Alfred-Trappen-Straße 39,
44263 Dortmund
Telefon (0231) 423017/ 18 
Beratungsstelle Hombruch 
Harkortstraße 36, 44225 Dortmund 
Telefon (0231) 717051 
Beratungsstelle Innenstadt 
Töllnerstraße 4, 44135 Dortmund 
Telefon (0231) 50-23115 
Beratungsstelle Lütgendortmund 
Werner Straße 10, 44388 Dortmund 
Telefon (0231) 67811 
Beratungsstelle Mengede 
Bodelschwingher Straße 131,
44357 Dortmund 
Telefon 0231-372088 / 37625

Beratung für Kinder und Ju-
gendliche
Psychosoziales Zentrum für
gefl üchtete Kinder und Jugendliche
Allgemeiner Projektkontakt:
c/o PSZ Dortmund
Lange Str. 44, 44137 Dortmund
Ansprechpartner:
AWO Unterbezirk Dortmund:
Rodica Anuti -Risse, Tel.: 0231-88088114,
r.anuti -risse@awo-dortmund.de

GrünBau gGmbH:
Ute Lohde, Tel.: 0231-8409635,
ulohde@gruenbau-dortmund.de
Kinderschutzbund Dortmund e.V.:
Marti na Furlan, Tel.: 0231-84797814,
m.furlan@dksb-do.de
Kinderschutz - Zentrum Dortmund:
Marti na Niemann, Tel.: 0231-2064580,
niemann@kinderschutzzentrum-
dortmund.de

Kinderschutz-Zentrum Dortmund
Gutenbergstrasse 24, 44139 Dortmund. 
Tel.: 0231-206458-0

Deutscher Kinderschutz-
bund Dortmund
Lambachstr. 4, 44145 Dortmund
Tel.:  0231-8479780, Fax:  0231-84797822

Schwangerenberatungsstellen

AWO Beratungsstelle
Klosterstraße 8-10, 44135 Dortmund
Telefon: 0231-9934-222
beratungsstelle@awo-dortmund.de
Onlineberatung:
www.das-beratungsnetz.de

DONUM VITAE
Friedhof 4, 44135 Dortmund
Telefon : 0231-176387-4
E.mail: dortmund@donumvitae.org

Katholische
Schwangerschaft sberatungsstelle
Sozialdienst katholischer Frauen e.V.

Propsteihof 10, 44137 Dortmund
Telefon: 0231-1848-220
schwangerschaft sberatung@
kath-centrum.de

Beratungsstelle Westhoff straße
Soziales Zentrum Dortmund e.V.
Westhoff straße 8-12, 44145 Dortmund
Telefon: 0231-840340
E.mail: info@westhoff straße.de

Team Kinderschutz
im Jugendamt:
Johanna Hopff 
Koordinati on: Kinderschutz, Teamlei-
terin Fachberatung Kinderschutz.
jhopff @stadtdo.de. Tel: 0231-5024881
Kirsten Grabowsky
Koordinati on:
Kinder als Anhörige alkoholkranker Eltern
kgrabowsky@stadtdo.de.
Tel: 0231-5023397
Stadt Dortmund -
Gesundheitsamt
Hoher Wall 9-11, 44137 Dortmund
Tel.: 0231-50-23606.
Fax: 0231-50-23526
gesundheitsamt@dortmund.de
gesundheitsamt.dortmund.de

Abteilungen und Ansprechpartner

Umwelt- und Infekti onshygiene und 
Gesundheitsaufsicht Dortmund
Tel.: 0231 50-23575, 0231 50-23536
Fax: 0231 50-23592
E-Mail: 53ges-aufsicht@stadtdo.de

Der KiVi des VMDO e. V. erhält digitales Schulungs- 
und Ausrüstungspaket von Akti on Mensch e. V.

Mit großer Freude nehmen Felix 
Toker, Bereichsleiter von Kinder 
der Vielfalt im VMDO e. V., und 
Geschäft sführer Dr. Ümit Kosan 
die Nachricht über eine Digitalför-

derung durch die Akti on Mensch 
e. V. im Rahmen der Umsetzung 
medienpädagogischer Schulun-
gen für MitarbeiterInnen und dem 
Erwerb von KitaPads und Amazon 

Fire 8 Tablets für unsere Besuche-
rInnen auf. Geplant sind neben 
dem Erwerb der Technik auch me-
dienpädagogische Schulungen, 
die die Medienkompetenz von 
MitarbeiterInnen im KiVi weiter 
professionalisieren sollen. Ebenso 
werden die MitarbeiterInnen in 
den Kinderprogrammiersprachen 
Scratch (für 9 bis 13-Jährige) und 
Scratch JR (für 5 bis 9-Jährige) ge-
schult. Felix Toker erklärte hierzu: 
„Gerade unsere Besucherinnen 
und Besucher erleben im alltäg-
lichen Leben viele Benachteili-
gungen, gleichzeiti g ist ein stark 

erhöhter Medienkonsum mit mo-
dernen elektronischen Geräten 
aufgrund der Corona-Pandemie 
auch bei uns feststellbar, hier 
wollen wir durch die Schulungen 
und Angebote Impulse setzen, 
kriti schem Medienkonsum etwas 
entgegenstellen und Kinder moti -
vieren, Dinge zu lernen, die sie im 
späteren Leben gebrauchen kön-
nen. In dieser Hinsicht ergänzen 
sich die medienpädagogischen 
Angebote und die Schulungsan-
gebote für Scratch und Scratch JR 
ideal.“

KiVi

Fit statt  schulmüde – auch in der Pandemie

Der Schulbetrieb geht Schritt  für 
Schritt  vom Coronazustand mit 
dem damit verbundenen Lernen 
auf Distanz in den Normalzustand. 
Doch vom Präsenzunterricht pro-
fi ti eren nicht alle Schülerinnen 
und Schüler. Deshalb bemüht sich 
die GrünBau gGmbH in enger Ko-
operati on mit der dobeq GmbH 
verstärkt um Kinder und Jugend-
liche die es nicht schaff en, regel-
mäßig am Schulunterricht teilzu-
nehmen.

„Mit Turnbeuteln gegen Coro-
na“, war das Mott o einer Akti on 
der Mitarbeiter*innen des Kon-
takt- und Beratungsverbundes 
für schulmüde und schulverwei-
gernde Jugendliche (KuBDO) im 
November 2020 in Dortmund. 
Unter diesem Mott o haben sie in 
der Dortmunder Innenstadt und 
an Treff punkten der Jugendlichen 
besonders gefüllte Turnbeutel an 
Kinder und Jugendliche verteilt. 
Die Beutel waren mit Corona In-
fos, Masken, etc. versehen. Mit 
der Akti on sollten vor allem schul-
müde und schulverweigernde Ju-
gendliche angesprochen werden, 

die akti v der Schule fernblieben.

Nun findet in NRW der Schulun-
terricht wieder in Präsenzform 
statt. „Leider müssen wir davon 
ausgehen, dass sich die Zahl 
derjenigen erhöht, die durch die 
Länge der Dauer des Distanzun-
terrichts im Anschluss daran nun 
die Schule verweigern und nicht 
mehr dort ankommen“, stellt die 
Mitarbeiterin des KuBDO, Frau 
Katrin Meyersieck von der dobeq 
GmbH fest. „Sie hatten Schwie-
rigkeiten damit, ihre Tagesstruk-
tur zu behalten und sich weiter-
hin zu motivieren, je länger der 
Distanzunterricht andauerte. 
Hinzu kamen Probleme mit der 
Anwendung der digitalen Medi-
en, welche im Distanzlernen ge-
fordert waren. In der Beratung 
hat sich gezeigt, dass nicht alle 
Jugendlichen in gleichem Maße 
über die notwendigen Zugän-
ge zum Internet sowie über die 
erforderlichen Basiskenntnisse 
der digitalen Anwendungsmög-
lichkeiten und die notwendige 
Software verfügten,“  bemerkt 
Angela Dietz.

"Hierdurch kommt es zu einer 
neuen Gruppe von schulmüden 
Kindern und Jugendlichen, die 
durch diese vorher nicht abzu-
sehenden Folgen der Pandemie 
in ein schulverweigerndes Ver-
halten abdrift en.", ergänzt Oli-
ver Uzunkol von der GrünBau 
gGmbH. „Auch diese wollen wir 
mit dieser Akti on erreichen und 
bieten ihnen zum Start in das 
neue Schuljahr unsere Beglei-
tung und Unterstützung an, um 
wieder erfolgreich am Schulle-
ben teilzunehmen.“

Daher machen die Mitarbeiten-
den mit einer neuen Akti on auf 
ihr Angebot am 28.06.21 auf-
merksam. Dabei werden weitere 

Beutel an Schulen und andere 
Stellen verteilt.

Des Weiteren wollen die 
Mitarbeiter*innen des Kon-
takt- und Beratungsverbundes 
auf ihr Beratungsangebot auf-
merksam machen. "Wir sind für 
alle Betroff enen unter der Hot-
line Nummer 0231-5010017 und 
über unsere Homepage www.
kub-dortmund.de erreichbar!". 
Nicht nur die Schüler*innen und 
ihre Eltern können die Beratung 
aufsuchen. Auch Lehrer*innen, 
Schulsozialarbeiter*innen sowie 
Fachkräft e der Jugendhilfe und 
anderer Stellen können sich bei 
Fällen von Schulverweigerung an 
die Mitarbeiter*innen wenden.

Sommerferienprogramm 
2021 für den KiVi 
In Kooperati on mit dem CVJM, 
dem Heinz Werner Meyer Treff  und 
der Stadt Dortmund fi ndet täglich 
von 11 bis 16 Uhr im Zeitraum vom 
2.8 bis zum 13.8 das Sommerfe-
rienprogramm unter dem Mott o 
Märchen statt . Die Märchener-
zählerin Daria Nitschke eröff net 
das bunte Ferienprogramm. Ein 
weiteres Theaterprojekt unter 
dem Titel Das Zauberfernrohr, un-
terstützt von dem Familienprojekt 
Innenstadt-West, fi ndet ebenfalls 

statt . Ein Highlight wird die Mär-
chenolympiade im Innenhof des 
Hauses der Vielfalt sein. Alibaba 
und die 40 Räuber, Rapunzel und 
Tischlein deck dich werden Thema 
sein. Alle erwartet ein abwechs-
lungsreiches Programm und ein 
buntes Abschlussfest am Freitag, 
13.8.2021, mit der Urauff ührung 
des Theaterstückes Das Zauber-
fernrohr. Anmeldungen sind ab 
sofort täglich im KiVi bei Christán 
Thorn möglich.
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Mehr als nur ein Arbeitsplatz
Das Leitbild der GrünBau gGmbH

Unternehmensbeschreibung und -philosophie

Die GrünBau gGmbH wurde 1990 gegründet. Einzige Gesellschafterin ist seit 2010 die
Stiftung Soziale Stadt. Sie ist vom Finanzamt als gemeinnütziges Unternehmen anerkannt
und arbeitet nicht profitorientiert.

Die GrünBau gGmbH ist Mitglied im Paritätischen NRW und weiteren Fachverbänden.

Die GrünBau gGmbH ist konfessionell, weltanschaulich und parteipolitisch unabhängig.
Dabei ist die GrünBau gGmbH der Idee sozialer Gerechtigkeit verpflichtet, verstanden als
das Recht eines jeden Menschen auf gleiche Chancen zur Verwirklichung seines Lebens
in Würde und zur Entfaltung seiner Persönlichkeit.

Die GrünBau gGmbH ist eine sozialwirtschaftliche Akteurin, die sich für bedarfsgerechte
Angebote sozialer Leistungen einsetzt.

Als Unternehmen, das sich seiner sozialen Verantwortung bewusst ist, tritt GrünBau aktiv für
ein friedliches Zusammenleben der Menschen in einer pluralen Gesellschaft ein.

Die GrünBau gGmbH wirkt auf eine Sozial- und Gesellschaftspolitik hin, die an dem Ziel
orientiert ist, soziale Benachteiligungen zu beseitigen, ein selbstbestimmtes Leben zu er-
möglichen und sachgerechte Rahmenbedingungen für eine zeitgemäße und zukunftsfähige
soziale Arbeit zu schaffen.

Die GrünBau gGmbH fördert im Rahmen ihrer Zielsetzung

▪ ökonomisch und strukturell benachteiligte Kinder und Jugendliche
▪ Schülerinnen und Schüler bei der schulischen und beruflichen Orientierung
▪ junge Menschen im Übergang Schule – Beruf
▪ arbeitslose Frauen und Männer, insbesondere langzeitarbeitslose Menschen mit

Minderqualifizierung
▪ alleinerziehende Frauen und Männer und die damit verbundene Vereinbarkeit von

Familie und Beruf
▪ Menschen mit Migrations- und Fluchthintergrund
▪ die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Arbeitsleben

Zweck der GrünBau gGmbH ist gemäß Gesellschaftsvertrag die Beschäftigung und Qualifi-
zierung sozial benachteiligter Personengruppen in der ökologischen Stadterneuerung und
ihre Integration in den regulären Arbeitsmarkt.

Die Schulsozialarbeiterinnen der Emscherschule Aplerbeck, Frau Gockel 
und Frau Kraft  mit dem Team der Berater*innen.     Foto: Grünbau

Jahresbericht des
Kinderschutz-Zentrums
Dortmund 2020 erschienen

Das Kinderschutz-Zentrum Dort-
mund legte seinen Jahresbericht 
für das Jahr 2020 der Öff entlich-
keit vor. Ein Schwerpunkt wurde 
diesmal darauf gelegt, über die 
Veränderungen und Einschrän-
kungen durch Corona in den ein-
zelnen Arbeitsbereichen zu be-
richten.
Die vorliegenden Zahlen machen 
erneut deutlich, dass viele Kinder 
unter schwierigen Bedingungen 
groß werden müssen. Diese Tat-
sachen sind im letzten Jahr durch 
Corona noch verstärkt worden. 
Im letzten Jahr gab es 331 Neu-
meldungen (nur wenige mehr als 
im Vorjahr), insgesamt wurden 
683 Beratungsfälle gezählt. Die 
Anmeldegründe betrafen körper-
liche, seelische Gewalt, Vernach-

lässigung und 
sexuellen Miss-
brauch, aber 
auch Auff äl-
ligkeiten der 
Kinder und 
belastende fa-
miliäre Konfl ik-
te. Im Rahmen 
der sog. Frü-
hen Hilfen, der 
Säuglings- und 
K l e i n k i n d e r-
sprechstunde 

waren 2019 109 Familien zur Bera-
tung. Insgesamt sind also weniger 
Menschen zu uns gekommen. Das 
ist aber auch dadurch zustande 
gekommen, dass das Projekt Vor-
Ort (mit immerhin zwei zusätzli-
chen Stellen) ausgelaufen ist. 
Die Beratungen und Therapien 
wurden entweder unter Hygie-
nebedingungen persönlich, aber 
auch telefonisch oder als Online-
meeti ng durchgeführt. Durch 
unsere SpenderInnen war es 
möglich, uns dafür und für das 
Homeoffi  ce schnell und gut tech-
nisch auszustatt en.
Wer mehr wissen will, kann auf 
der Homepage des Kinderschutz-
Zentrums den Jahresbericht lesen:
www.kinderschutzzentrum-dortmund.de

ECHO
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Ernstf all Corona-Krise

Dortmund: Eine Stadt der Bildung, wo niemand zurückbleibt?
Am 21. Mai fand ab 18:00 der 
zweite Teil der Videokonferenzrei-
he „Dortmund nach Corona – un-
sere Stadt neu denken!“ mit dem 
Schwerpunkt Bildung statt . Durch 
die Veranstaltung führte Leyla Bo-
ran als Moderatorin.
Zum Einsti eg in die Veranstaltung 
berichteten Migrant*innen-Orga-
nisati onen von ihren vielfälti gen 
Angeboten im Bildungsbereich, die 
von Nachhilfe und Begleitung beim 
Homeschooling, über Erwachse-
nenbildung bis hin zu außerschuli-
schen Angeboten reichen.
Im Bereich der außerschulischen 
Bildung organisiert Agasca e.V. 
seit vielen Jahren ein Sommertur-
nier für Kinder und Jugendliche. 
Amadou Diallo stellte die Bedeu-
tung von Sport und Bewegung für 
die psychische Gesundheit her-
aus. Auch Felix Toker (KIVI, VMDO 
e.V.) betonte, wie wichti g Spiel- 
und Begegnungsmöglichkeiten 
für die Selbstregulati on von Kin-
dern sind. Neben den Herausfor-
derungen des Homeschoolings 
führten besonders die Kontakt-
beschränkungen und das oft mals 
ersatzlose Wegfallen von sozia-
len Angeboten zur Belastung bei 
Kindern und Jugendlichen. Diese 
zeigten sich in Zukunft sängsten, 
(gefährlicher) Langeweile, Trau-
rigkeit, Überforderung, Stress, 
wie unter anderem Lorin Ibrahim 
von Hêvî e.V. berichtete. Fabiola 
Baumann und Ingibjörg Péturs-
dótti  r von Chancengleich in Euro-
pa e.V. veranschaulichten, wie es 
der Verein mithilfe von Laptop-/
PC-Spenden und Computerschu-

lungen ermöglichte, die Deutsch-
Sprachkurse auch in der Corona-
Zeit weiter fortzuführen. Hassan 
Adzaj von Romano Than e.V. ging 
auf die Situati on von Rom*nja 
und Sinti *ze Familien ein. Auf-
fallend und alarmierend ist, dass 
zunehmend mehr Menschen von 
Wohnungs- und Obdachlosigkeit 
bedroht sind. Einen Homeschoo-
ling-Alltag in diesen prekären Le-
benssituati onen zu bewälti gen, 
scheint unmöglich.
Frau Dr. Severine Thomas von 
der Uni Hildesheim bestäti gt als 
„kriti sche Freundin“ die Wahr-
nehmung der Migrant*innen-
Organisati onen zur Situati on der 
Kinder und Jugendlichen. In zwei 
Studien ging sie der Frage nach, 
wie es Kindern und Jugendlichen 
in der Corona-Pandemie geht. 
So stellt auch sie fest, dass sich 
besonders bei Jugendlichen, die 
wenig oder keine elterliche Unter-
stützung haben, die schwierigen 
Ausgangsbedingen noch verstär-
ken. Frau Dr. Thomas regt dazu 
an, in der Kommunikati on mit 
Kindern und Jugendlichen auch 
zu themati sieren, was sie gemeis-
tert und gelernt haben: Sie haben 
sich auf eine völlig neue Situati on 
eingestellt und mussten dabei 
auf Vieles verzichten, was für sie 
bedeutsam und wichti g ist, wie 
der Kontakt zu Gleichaltrigen, auf 
Bewegungs- und Freizeitangebo-
te. Es sei wichti g, den Fokus nun 
nicht allein auf versäumte Unter-
richtsinhalte zu legen, sondern 
vielmehr Angebote zu schaff en, 
durch die sich Kinder und Jugend-

liche wieder wohler und unbe-
schwerter fühlen können.
VMDO Vorstandsvorsitzende Tülin 
Dolutas bringt die Forderungen 
der Migrant*innen-Organisati o-
nen auf den Punkt und richtet sich 
an die Vertreter*innen der Kom-
mune und Bildungsinsti tuti onen. 
Es brauche wirkliche Reformen, 
um die ti efsitzenden Ungleich-
heiten abzubauen. So sollten die 
Kompetenzen und Experti sen von 
Migrant*innen-Organisationen 
anerkannt werden und beispiels-
weise in einen Extra-Bildungsbe-

richt mit Fokus Corona und einem 
Masterplan Bildung einfl ießen.
Durch die abschließende Diskus-
sionsrunde führte Leyla Boran 
zusammen mit Dr. Wilfried Kruse.
Als Leiter des Schulverwaltungs-
amtes stellte Manfred Hagedorn 
heraus, dass die kommunale 
Strategie im Bildungsbereich in 
Dortmund eine lange Traditi on 
habe. Das Ziel, über klassische 
Nachhilfe hinaus, Unterstützung 
für Schüler*innen, zum Beispiel 
in Form von Ferienprogrammen, 
anzubieten, wird auch in Zusam-

menarbeit mit 
Trägern umge-
setzt. Perspek-
ti visch können 
Migrant*innen-
Organisationen 
noch mehr in 
diese Arbeit 
e i n g e b u n d e n 
werden, die Ver-
anstaltung setze 
wichti ge Impul-
se in diese Rich-
tung. Auch wird 
im Gespräch 
angedacht, eine 
länger geplante 
Kooperati on mit 
dem VMDO e.V. 
wieder aufzu-
greifen.
Bernd Bruns, 
Direktor der 
Anne Frank-
Gesamtschule, 
versteht Schu-
le ausdrücklich 
als Lern- und 

Lebensort. So fanden die Sorgen 
und Nöte der Schüler*innen in 
der Zeit des Distanzunterrichts 
besonders Gehör – indem sie täg-
lich in einer Schulstunde über sich 
und ihre Situati on sprechen konn-
ten. Nun soll mit einem speziellen 
Ferienprogramm der Übergang 
zwischen Grund- und weiter-
führender Schule für die neuen 
Schüler*innen erleichtert werden. 
Für die Umsetzung der Ferien-
akti onen ist die Kooperati on mit 
Migrant*innen-Organisationen 
ausdrücklich gewünscht, hier zum 

Beispiel Agasca e.V. oder Romano 
Than e.V. Hassan Adzaj äußerte 
sein Anliegen, Schüler*innen und 
Lehrer*innen für den Rassismus 
gegenüber Rom*nija und Sinti *za 
sensibilisieren.
Abschließend geht es ins Gespräch 
mit Schul- und Jugenddezernen-
ti n Daniela Schneckenburger und 
Saziye Altundal-Köse als Vorsit-
zender des Schulausschusses. Es 
wird festgestellt, dass das Thema 
der Bildungsbenachteiligung nicht 
erst seit Corona, sondern seit vie-
len Jahrzehnten bekannt ist. Aus 
politi scher Sicht wurden hier be-
reits einige wichti ge Maßnahmen 
auf den Weg gebracht. Beispiels-
weise gelang es in der frühkindli-
chen Bildung auf mehrsprachige 
Kinder besser einzugehen, ihre 
Fähigkeiten wertzuschätzen, statt  
sie mit einem defi zitorienti erten 
Blick zu betrachten. Gleichzeiti g 
müsse festgestellt werden, dass 
es Aufgabe bleibt, reelle Zukunft s-
perspekti ven für alle Kinder und 
Jugendlichen zu schaff en. Dies 
könne besser gelingen, indem 
Migrant*innen-Organisationen 
grundlegend in Kooperati onen 
einbezogen würden.
Das Schlusswort hatt e VMDO 
Geschäft sführer Ümit Kosan. Die 
Veranstaltung habe die Komplexi-
tät und Vielschichti gkeit des The-
mas Bildung deutlich gemacht. 
Für die Zukunft  bleibt es weiter 
Aufgabe, gemeinsam Lösungen zu 
entwickeln und Migrant*innen-
Organisati onen hier in einer wich-
ti gen Rolle zu sehen.

Johanna Jost

Gefl üchtete fürchten um ihre Jobs
Die Corona-Pandemie stürzt die Wirtschaft  in die Krise. Davon sind gefl üch-
tete Menschen besonders hart betroff en. Bei ihnen ist die Arbeitslosigkeit 
stärker gesti egen als bei anderen.

Die Wirtschaft  schwächelt wegen 
der Corona-Pandemie. Hundertt au-
sende haben ihre Jobs bereits ver-
loren. Der Jobverlust trifft   ausländi-
sche Beschäft igte besonders stark 
und hier vor allem Gefl üchtete.
Die Arbeitslosenquote von Men-
schen aus Asylherkunft sländern ist 
seit März um 5,6 Prozentpunkte 
gesti egen. Bei EU-Bürger*innen 
waren es rund zwei Prozentpunkte. 
"Gefl üchtete sind die am stärksten 
betroff ene Gruppe, aber auch Mi-
granten generell", sagt der Arbeits-
marktf orscher Dr. Ehsan Vallizadeh 
vom Insti tut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB). "Die Corona-
Krise trifft   sie härter als zum Bei-
spiel die Finanzkrise 2008", so Val-
lizadeh. Die Forscher am IAB haben 
Arbeitsmarktzahlen ausgewertet 
und Migrant*innen und Gefl üchte-
te befragt.
Warum verlieren besonders Ge-
fl üchtete in der Corona-Krise ihre 
Jobs? "Sie arbeiten besonders häu-
fi g in Berufszweigen, die von der 

Krise am stärksten betroff en sind", 
so Vallizadeh. In den vergangenen 
Jahren hätt en viele Gefl üchtete Ar-
beit gefunden in Hotels und Gast-
stätt en, bei Reinigungsfi rmen oder 
in der Leiharbeit. Alles Bereiche, die 
nun in der Corona-Krise besonders 
viele Menschen entlassen mussten.

Umstellung auf Homeoffi  ce war 
kaum möglich

Auch die Art der Täti gkeiten spielt 
off enbar eine Rolle. Eine Umstel-
lung auf Homeoffi  ce war kaum 
möglich in Bereichen mit "manu-
ellen Täti gkeiten ohne Routi nen", 
also zum Beispiel auf Baustellen 
oder im Reinigungsgewerbe. Auch 
hier arbeiten durchschnitt lich mehr 
Gefl üchtete. Sie sind oft  noch nicht 
so lang im Betrieb beschäft igt und 
werden damit eher gekündigt. Aus-
wirkungen hat auch die Größe der 
Unternehmen. Gefl üchtete und 
Migrant*innen arbeiten häufi ger 
in kleinen und mitt leren Betrieben, 

die weniger Rücklagen haben und 
in einer Krise schneller Beschäft igte 
entlassen müssten, so Vallizadeh.
Wenn die Wirtschaft skrise sich fort-
setzt, könnte sie zur Gefahr für die 
Integrati on am Arbeitsmarkt wer-
den. "Die Integrati onsfortschritt e 
der letzten Jahre werden leiden, 
wenn es so weitergeht", sagt der 
Arbeitsmarktf orscher Vallizadeh. 
Das spüren auch die Gefl üchteten 
und Migranten selbst. Bei Men-
schen mit Migrati onshintergrund 
ist die Angst, den Job zu verlieren, 
doppelt so hoch wie bei anderen. 
Das zeigte eine Befragung, die die 
IAB-Forscher*innen gerade durch-
führen.

Unternehmen wollen Gefl üchtete 
weiter beschäft igen

Viele Unternehmen versuchen, 
ihre Beschäft igten auch in der Krise 
zu behalten, sagt Ellen Boett cher, 
Sprecherin des Netzwerks "Unter-
nehmen integrieren Flüchtlinge“. 
Die Unternehmen hätt en Angst 
um alle Beschäft igten und suchten 
nach kreati ven Wegen, um Entlas-
sungen zu vermeiden.
Ein Hotel in Mecklenburg-Vor-
pommern etwa habe die freie Zeit 
während des Lockdowns genutzt, 
um den Gefl üchteten im Betrieb 
Deutschkurse und Weiterbildungen 
anzubieten. Andere Unternehmen 
hätt en vorübergehend auf Teilzeit-
Ausbildung umgestellt, um die Ge-
fl üchteten auch während der Krise 
in der Ausbildung behalten zu kön-
nen.

Carsten Janke und Joseph Bauer

Zugang zu bezahlbare und nachhalti ge 
Energie und Wasser für alle sichern
Trotz der Corona-Pandemie, 
leistet der VKII-Ruhrbezirk 
e.V. (Verein Kamerunischen 
Ingenieur und Informati ker)
seinen Beitrag als Teil der Zi-
vilgesellschaft  um die nachhal-
ti ge Entwicklung Ziele Horizon 
2030 zu erreichen. Die 17 SDG-
(Sustainable Development 
Goals) Ziele sind von der UN 
im Jahre 2015 verabschiedet 
worden und gelten bis 2030. 
Die Ziele sollen weltweit für 
die Sicherung der nachhalti gen 
Entwicklung auf den ökonomi-
schen, sozialen und ökologi-
schen Ebenen dienen.
Um der Bevölkerung in ländlichen 
Gebieten im Staat Elfenbeinküste 
Zugang zu bezahlbarem, saube-
rem Wasser (SDG 6) und saube-
rem Strom (SDG-7) zu ermögli-
chen, hat die AG Elektrotechnik 
und Energie des Vereins VKII-
Ruhrbezirk e.V. unter der Leitung 
von Cesaire Sielatchom Fondjo in 
Zusammenarbeit mit dem Insti -
tut für Energietechnik und Ener-
giemanagement der Hochschule 
Niederrhein (SWK2) unter der Lei-
tung von Prof. Dr. Arne Graßmann
das Projekt „Industry Integrated 
Dual Engineering Studies in a 
North-South Collaborati on (IIDES 
NSC)“ ins Leben gerufen. In einer 
freundlichen Atmosphäre fand 
das Kick-off  online für das 4-jähri-
ge Projekt am 11.06.2021 in Anwe-
senheit aller Partner statt .
„Im subsaharischen Afrika haben 
viele Familie, insbesondere in 
den ländlichen Bereichen, keinen 
Zugang zu Strom und sauberem 
Wasser. Diejenigen Haushalte, 
die den Zugang haben, bemän-
geln die Wasserqualität und die 

unregelmäßige Versorgung dieser 
lebensnotwendigen Ressource“ 
sagt Cebasti en Foumouo Tsakou, 
Mitglied der AG.
Während des 2,5 Jahre andau-
ernden Studiums entstehen so 
mindestens zwei Prototypen für 
eine Kleinstanlage zur dezentra-
len und solarbetriebenen Elekt-
rizitäts- und Wasserversorgung. 
Dabei wird eine Gruppe von zehn 
Studierenden – möglichst pari-
täti sch mit Frauen und Männern 
besetzt – nach dem Absolvieren 
theoreti scher Studienmodule- 
ausgewählt, um an dem weiter-
führenden Projektstudium teil-
zunehmen. Der erste Prototyp 
für eine Kleinstanlage wird von 
den Studierenden entsprechend 
deutschen Sicherheits- und Hygi-
eneanforderungen entwickelt, in 
Deutschland gebaut und dort in 
Betrieb gesetzt. Nach Abschluss 
dieses Moduls wird der Prototyp 
an die Partnerhochschule in Côte 
d'Ivoire, der Universität Nangui 
Abrogoua in Abidjan überführt.
Der zweite Prototyp wird an der 

Nangui Abrogoua vor Ort entwi-
ckelt und soll insbesondere die 
veränderten Rahmenbedingun-
gen für ein lokales Sourcing, Lang-
lebigkeit und einfache Wartung 
berücksichti gen. Die Anlage wird 
anschließend in einem Modell-
dorf aufgebaut, betrieben und 
analysiert.
Das Projekt wird vom DAAD aus 
Mitt eln des Bundesministeriums 
für wirtschaft liche Zusammenar-
beit und Entwicklung (BMZ) im 
Förderprogramm „Praxispartner-
schaft en zwischen Hochschulen 
und Unternehmen in Deutschland 
und in Entwicklungsländern“ mit 
bis zu 719.065 € über eine Projekt-
laufzeit von vier Jahren gefördert. 
Partner ist die Universität Nagui 
Abrogoua in Abidjan. Mit der Wilo 
SE und der Euregio-Solarzentrum 
GmbH unterstützen zwei Partner 
aus der Industrie das Vorhaben. 
Dabei bietet die Niederlassung von 
Wilo in Abidjan die Möglichkeit, 
dem Projekt als Bindeglied zur lo-
kalen Wirtschaft  zu dienen. 

KII Ruhrbezirk e.V.
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Die EU vor Ort in Dortmund
In 48 deutschen Städten und Re-
gionen in Deutschland gingen die 
neuen Europe Direct Zentren am 
1. Mai an den Start. Eins davon in 
Dortmund: Bis Dezember 2025 – 
und zum dritten Mal in Folge - ist 
somit Europe Direct in der Aus-
landsgesellschaft beheimatet. 
Das Zentrum ist Teil der neuen 
Generation von Informations- 
und Aktionsbüros der Europäi-
schen Union.

„Ich freue mich, dass das Euro-
pe Direct (ED) Dortmund wei-
terhin zentrale Anlaufstelle rund 
um Europa ist. In der Auslands-
gesellschaft.de e.V. ist es dort 
angesiedelt, wo internationaler 
Austausch und Völkerverstän-
digung bereits seit über 70 Jah-
ren gelebt werden“, freut sich 
Klaus Wegener, Präsident der 
Auslandsgesellschaft.de e.V. Die 
Auslandsgsellschaft.de hatte sich 
im vergangenen Jahr um die Fort-
setzung der EU-Förderung für 
das bereits seit 2013 bestehende 
Zentrum beworben. „Als Teil der 
neuen Generation von Europe Di-
rect Zentren, die am 1. Mai star-
tet, erhalten wir die Förderung 
bis 2025“, erklärt Geschäftsfüh-
rer Marc Frese. „Das versetzt uns 
in die Situation, unsere vielfälti-
ge Arbeit rund um Europa in der 
Auslandsgesellschaft langfristig 
gut aufzustellen.“

Europe Direct als Anlaufpunkt für 
Dortmunder Zivilgesellschaft
Im Europe Direct Zentrum in Dort-
mund erhalten Bürgerinnen und 
Bürger unter anderem praktische 
Informationen zu ihren Rechten 
in der Europäischen Union und 

können über europapolitische 
Themen mitdiskutieren. Außer-
dem bietet das ED Dortmund eine 
breite Auswahl an Publikationen, 
Planspielen und andere Aktivitä-
ten im Bildungsbereich an. „Bil-
dungsarbeit ist neben regelmäßi-
gen Diskussionsveranstaltungen 
sicherlich eines der Markenzei-
chen des Europe Direct Zentrums 
hier in Dortmund“, bekräftigt Joris 
Duffner, Leiter des Zentrums. „In 
den kommenden Jahren wollen 
wir uns noch breiter aufstellen 
und noch stärker erster Anlauf-
punkt für alle europa-engagierten 
Vereine, Verbände und Institutio-
nen in Dortmund und Umgebung 
werden.“

Online-Veranstaltungen für Schu-
len, Reihe für Konferenz zur Zu-
kunft Europas geplant
Auch das Europe Direct Dort-
mund musste seine Veranstaltun-
gen aufgrund der Corona-Pande-
mie komplett auf Online-Formate 

umstellen. „Natürlich funktionie-
ren einige Formate besser vor Ort 
und wir können momentan nicht 
die ganze Bandbreite unserer An-
gebote durchführen“, erläutert 
Duffner. „Wir bieten jedoch seit 
einigen Monaten Bildungsver-
anstaltungen sowie regelmäßige 
Diskussionsrunden und Vorträge 
als Videokonferenz an.“ Mit Er-
folg: Schulen aus Dortmund und 
Umgebung können beispielswei-
se die „Zukunftswerkstatt zur 
EU“ für ihre Schulklassen bu-
chen und gemeinsam mit dem 
Europe Direct komplett online 
durchführen. „Ganz aktuell pla-
nen wir zudem, eine Online-Ver-
anstaltungsreihe anlässlich der 
Konferenz zur Zukunft Europas, 
die verschiedene Themen auf-
nimmt. Alle Dortmunderinnen 
und Dortmunder erhalten so 
eine einfache Möglichkeit, daran 
teilzunehmen“, freut sich der Lei-
ter des Europe Direct Dortmund.

Auslandsgesellschaft

Klimaaktivist*innen führen kritisches 
Theaterstück zum neuen Versammlungs-
gesetz NRW auf
Aktivist*innen der Klimagerech-
tigkeitsgruppe „Ende Gelände 
Bochum“ führten ein kurzes Thea-
terstück vor dem Bochumer Schau-
spielhaus auf. Die politische Kunst-
performance fand im Rahmen einer 
Demonstration gegen das neue 
Versammlungsgesetz NRW statt, 
welche von einem Dutzend Bochu-
mer Initiativen organisiert wurde.
Die verkleideten Aktivist*innen 
traten nacheinander als Baumbe-
setzer, Ende Gelände Aktivist, ver-
mummter Antifaschist, Fußballfan 
und Gewerkschaftler auf und legten 
dar, wie die geplanten Gesetzesän-
derungen ihre politischen Aktivitä-
ten gefährden würden. Anschlie-
ßend wurden sie von Personen im 
Polizeikostüm unterbrochen und 
gewaltsam von der Bühne gezerrt.
„Ein Gesetz gegen Rechtsextre-
mismus? Verarschen kann ich 
mich alleine!“ echauffierte sich 
der „Ende Gelände Aktivist“. „In 
der Begründung zum Militanzver-
bot werden auch Maleranzüge 
als Uniform erwähnt - damit wer-
den Klimaaktivist*innen in einem 
Atemzug mit SA und SS genannt. 
Geht’s noch?“
Damit spielte die Gruppe auf §18 
des umstrittenen Gesetzesentwurfs 
an, bei dem im Rahmen eines so-
genannten Militanzverbotes „uni-
formähnliche Kleidungsstücke“ und 
„paramilitärisches Auftreten“ bei 
Demonstrationen unter General-
verbot stehen. In dem Text des Ent-
wurfs fallen selbst die gleichfarbigen 
Overalls der Kohlegegner*innen 

unter das Verbot. 
„Protest wird bei dro-
hender Videoüber-
wachung und der 
ewig langen Liste von 
Auflagen erschwert, 
egal wie regelkonform 
wir zu demonstrieren 
planen. Man sollte 
nicht Jura studiert 
haben um für faire 
Löhne demonstrieren 
zu können!“ mahnte 
auch der „Gewerk-
schaftler“, und wur-
de im Anschluss mit 
dem Schaumstoff-
Schlagstock bewusst-
los geschlagen. Auch 
ein älterer Mann mit 
„Opa gegen Rechts“ Schild und eine 
singende VfL-Anhängerin im blau-
weißen Trikot wurden mit „Pfeffer-
spray“ rabiat von der Bühne ver-
scheucht.
Während sich die „Polizisten“ eine 
Maske mit dem Gesicht von In-
nenminister Herbert Reul über die 
Sturmhaube zogen, hielt ein „Poli-
zeichef“ eine zynische Rede, in der 
er das neue Versammlungsgesetz 
anpries und den Zuschauer*innen 
drohte: „Die Vorstandsetage in der 
Staatskanzlei hat die Zeichen der 
Zeit erkannt und nutzt diese einma-
lige pandemische Chance um euch 
Gutmenschen das vorlaute Maul zu 
stopfen. Im Grunde ist es doch ein-
fach: Sei still.
Gehorche. Geh arbeiten. Geh kon-
sumieren. Sei angepasst, sprich 

nicht die falsche Sprache, dann hast 
du auch nichts zu befürchten!“
Zum Abschluss rief eine letzte 
Redner*in in einem feurigen Plä-
doyer dazu auf, gegen das Gesetz 
anzukämpfen.
Mit der Aktion wollten die 
Aktivist*innen zugespitzt vor gra-
vierendenEinschränkungen der 
Versammlungsfreiheit warnen, die 
sie mit den geplanten Änderungen 
des Versammlungsgesetzes ein-
hergehen sehen. Ende Juni sollen 
die zuständigen Landesausschüsse 
darüber entscheiden, ob der Geset-
zesentwurf der schwarz-gelben Re-
gierung für NRW in Kraft tretet. Ein 
breites zivilgesellschaftliches Bünd-
nis rief dagegen zur Großdemons-
tration in Düsseldorf am 26.6. auf.

Ende Gelände

Preis für freiwilliges Engagement und Zu-
sammenhalt in der Großstadt der Nachbarn
Bewerbungen bis 18. Juli

Engagement ist für viele 
Dortmunder*innen ein selbstver-
ständlicher Teil des Lebens, sie 
bringen sich mit ihren Fähigkeiten 
und Erfahrungen ein und zeigen 
so, wie vielseitig unsere Gesell-
schaft ist.
Der Preis "Engagement aner-
kennen" des Vereins zur Förde-
rung der freiwilligen Tätigkeit in 
Dortmund e.V. möchte den Blick 
auf dieses ehrenamtliche Enga-
gement der vielen Aktiven rich-
ten und ihnen Anerkennung und 
Wertschätzung entgegenbringen.

„Nachbarschaft und Zusammen-
halt in Krisenzeiten“ steht im Jahr 
2021 im Fokus der Ausschreibung

Die Corona-Pandemie 
hat die Arbeit im Be-
reich des Ehrenamtes 
und der Engagement-
förderung vor besonde-
re Herausforderungen 
gestellt. Aufgrund des 
Infektionsgeschehens 
mussten viele über die 
Jahre gewachsene eh-
renamtliche Angebote 
zuerst eingestellt und 
im Laufe der Zeit im-
mer wieder neuen Be-
stimmungen angepasst 
werden. Gleichzeitig 
haben sich vielfältige 
neue Initiativen, The-
men und Formen des 

Engagements gebildet, es wurden 
Gabenzäune in unterschiedlichen 
Quartieren eingerichtet, nachbar-
schaftliche Einkaufshilfen oder 
Konzerte und Repair Cafés initi-
iert, Telefonpatenschaften wur-
den übernommen oder Briefe an 
Seniorenheime geschickt um den 
Alltag etwas bunter zu gestalten.
„Mit dem Preis möchten wir in 
diesem Jahr im besonderen Maße 
auf die Notwendigkeit und die 
Flexibilität im Ehrenamt während 
der Pandemie aufmerksam ma-
chen. Alle Organisationen, die 
sich mit viel Herzblut und Enga-
gement eingesetzt haben, Begeg-
nungsmöglichkeiten gegen die 
Einsamkeit geschaffen haben, Hil-
festellungen für Kinder, Jugend-
liche, Senioren, Wohnungslose 
oder Nachbarn entwickelt haben, 
sind herzlich eingeladen, sich zu 
bewerben“, so Karola Jaschewski 

Geschäftsführerin der Freiwillige-
nAgentur.
Prämiert werden Einrichtungen 
und Organisationen, die mit ihrer 
Arbeit im Bereich Stärkung der 
Nachbarschaft und Förderung des 
Zusammenhalts in besonderer 
Weise zu einem unverzichtbaren 
Element unserer Stadtgesellschaft 
geworden sind.
Die Preisverleihung findet im Rah-
men der Veranstaltung „Engage-
ment anerkennen“ am 30.08.2021 
um 18 Uhr im Museum für Kunst 
und Kulturgeschichte Dortmund 
statt.

Bewerbung richten Sie bitte
per Mail an:
freiwilligenagentur@dortmund.de
Ausschreibung und Bewerbungs-
formular „Engagement anerken-
nen 2020“ unter
www.freiwilligenagenturdortmund.de

Aktivisten auf der Bühne
Foto: Ende Gelände
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Gesellschaftliche Veränderung
Entgegen dem Klischee der individualisierten 
und anonymen Gesellschaft, scheint sich 
ein neues solidarisches Miteinander zu ent-
wickeln. Die Corona-Krise ist zwar nicht der 
Auslöser dieses Booms an Nachbarschafts-
hilfe, aber sie beschleunigt diese Entwick-
lung. Das bestätigt auch Karola Jaschewski: 
„Die Zahl der ehrenamtlich Engagierten 
nimmt stetig zu. Man engagiert sich jedoch 
nicht mehr langfristig in bestimmten Ver-
einen oder Verbänden. Ehrenamt bedeutet 
heute, sich vielfach kurzfristig in eher locke-
ren und weniger strukturierten Initiativen 
zusammenzufinden.“ Insgesamt sieht sie 
in der Krise durchaus eine Chance für das 
soziale Engagement. „Da ist gerade viel in 
Bewegung. Ehrenamt verändert sich und 
neue Formate entstehen. Das ist gut. Und 
der Kern unserer Arbeit – das ehrenamtliche 
Engagement – bleibt ja erhalten.“ (mik)

wirhelfen.eu, nachbarschaftshilfe.nrw, 
wirgegencorona.de oder coronaport.net 
sind nur einige dieser Portale. Manche 
agieren eher regional, andere wollen 
Menschen im ganzen Bundesgebiet 
vernetzen. 

Aktivität und Nutzeranzahl halten sich 
bei vielen dieser Portale in Grenzen. 
Verständlich, denn die neuen Angebote 
treffen auf unzählige, größtenteils privat 
organisierte und oft schon lang beste-
hende Facebook- und WhatsApp-Grup-
pen. Ein Effekt, den Karola Jaschewski 
kennt. „Ähnliches passierte auch im Jahr 
2015 bei der Flüchtlingskrise. Viele Men-
schen hatten eigene Ideen und wollten 
helfen. Es entstanden zahlreiche Pro-
jekte, die sich inhaltlich jedoch teilweise 
überschnitten und erst in eine gemeinsa-
me Struktur gefasst werden mussten.“

Auf eigene Faust
Natürlich können Sie sich auch auf eigene 
Faust auf den Weg machen und Hilfsan-
gebote in Ihrer direkten Nachbarschaft 
bündeln und veröffentlichen. Ein Kontakt 
zur FreiwilligenAgentur lohnt sich trotz-
dem. Auf der Webseite finden Sie neben 
zahlreichen Infos auch PDF-Vorlagen für 
Aushänge im Treppenhaus. Rechtlich gibt 
es wenig, was es zu beachten gilt. Auch 
die oft gestellte Frage nach dem Versi-
cherungsschutz kann Karola Jaschewski 
schnell beantworten: „Sollte es während 
der ehrenamtlichen Tätigkeit etwa zu 
einem Unfall kommen, ist der Helfende im 
Zweifelsfall über die Unfallversicherung 
des Landes NRW geschützt.“ Selbst bei 
Haftpflichtschäden besteht eine Mög-
lichkeit, dass die Landesversicherung 
einspringt.

Kontakte
FreiwilligenAgentur Dortmund
http://www.freiwilligenagenturdortmund.de
Tel. 0231 5010600

Übersicht aller Seniorenbüros
https://bit.ly/3cdq1WI
www.dortmund.de/seniorenbueros 

Nachbarschaftsagenturen 
von DOGEWO21 und Diakonie
https://www.nachbarschafts-agentur.de

Ortsverband AWO Asseln
http://www.awo-asseln.de
Tel. / WhatsApp: 0172 1751849

Quartierstreff Concordia
Mail: quartierstreff-concordia@planerladen.de
Tel. 0231 13720282

DRK Kreisverband Dortmund
https://www.drk-dortmund.de/ehrenamt.html

Foto: Auslandsgesellschaft

Wie die Corona-Krise die Frauen trifft
„Corona: Eine Krise der Frau-
en“: so schreibt z.B. UN WO-
MEN Deutschland. Der DGB 
formuliert: „Frauen tragen die 
Hauptlast der Krise“. Was ist 
dran an diesen Feststellungen? 
Die Datenlage hinkt zeitlich im-
mer zurück und auch die übli-
che Dateninterpretation folgt 
oft dem männlichen Blick. Aber 
nimmt man alle Daten und die 
vielen Erfahrungsberichte – 
auch aus der Videokonferenz 
des VMDO- zusammen, so 
ist deutlich: Die Corona-Krise 
trifft Frauen besonders hart, 
und unter ihnen insbesondere 
jene, die schon einen schwie-
rigen Alltag in Kombination 
von belastender Erwerbsarbeit 
und häuslicher Sorge bewältigen 
mussten.

Um was geht es? Bei den erwerbs-
tätigen Frauen verringert sich 
während der Krise die Arbeitszeit 
– und damit auch das Einkommen 
– stärker als bei den Männern. 
Bei vielen geht sie nahezu auf 
Null: das sind diejenigen, die Tä-
tigkeiten ausüben, die durch die 
Lockdowns stillgelegt oder stark 
eingeschränkt wurden. Zugleich 
aber ist deutlich, dass es vor allem 
die Frauen sind, die im Lockdown 
die Kindersorge übernehmen. Die 
Barmer Krankenkasse hat hierfür 
einen wichtigen Hinweis: die an 
Anspruch genommenen Kinder-
krankentage sind im ersten Halb-
jahr 2021 stark gestiegen und sie 
wurden von Frauen dreimal mehr 
beantragt als von Männern.
Die Schließung von KiTa’s und 
Schulen bzw. ihr reduzierter Not-
betrieb zwingt zu häuslicher Sor-
ge, einschließlich der schwierigen 
Bewältigung des Distanzunter-
richts: je mehr Kinder und je klei-

ner die Wohnung, umso schwieri-
ger. Alleinerziehende Mütter sind 
von der starken Reduzierung der 
Stützinfrastruktur besonders hart 
betroffen, zumal nicht auf die 
Großeltern zurückgegriffen wer-
den konnte, weil diese geschützt 
werden mussten. Sind nicht die 
Frauen, sondern die Männer in 
der Familie von Arbeitslosigkeit 
oder Kurzarbeit betroffen, so 
macht dies die familiäre Situation 
nicht einfacher, zumal das Famili-
eneinkommen in jedem Fall gerin-
ger wird.
Das Redaktionsnetzwerk Deutsch-
land berichtet im Mai 2021 davon, 
dass nach vorliegenden Statistiken 
häusliche Gewalt während der 
Pandemie deutlich angestiegen 
sei, alle Fachleute aber von hohen 
Dunkelziffern ausgingen. Zurück-
geführt wird der Gewalt-Anstieg 
auf die schwierigen häuslichen 
Verhältnisse. Opfer häuslicher Ge-
walt sind vor allem Frauen.
Das Bild wäre nicht vollständig, 
wenn nicht noch zwei weitere 
Umstände Erwähnung fänden: 

Zum einen der hohe Frauenanteil 
in den sozialen und Pflegeberufen 
und der gegenüber Männern drei-
mal höhere Einsatz bei unbezahl-
ter Sorgearbeit. Dies bedeutet 
eine erhebliche Belastung und ein 
höheres Infektionsrisiko. Zugleich 
aber vergrößern sich auch die 
gesundheitlichen Risiken jenseits 
der Corona-Infektion, denn das 
Gesundheitssystem ist stark auf 
Corona konzentriert: andere, vor 
allem auch chronische Erkrankun-
gen und gesundheitliche Folgen 
von Überlastung bleiben unbe-
handelt. Auch hiervon sind Frau-
en erheblich negativ betroffen.
Aktuell gehen die Inzidenzen zu-
rück und es sieht nach (vorläufi-
ger) Entspannung aus. Die massi-
ve Krisenbetroffenheit von Frauen 
wird Langzeitfolgen haben, die 
dringend einer Bearbeitung be-
dürfen. Die Corona-Krise hat 
Ungleichheiten im Geschlechter-
verhältnis noch einmal deutlich 
gemacht, die nicht hingenommen 
werden können.

Angela Paul-Kohlhoff
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Sachverständigenrat für Migration und Integration fordert 
gleichberechtige politische Teilhabe
Im Jahr 2019 lebten 21,2 Millionen 
Menschen mit eigener oder fami-
liärer Einwanderungsgeschichte 
in Deutschland, das waren rund 
26 Prozent der Bevölkerung. Der 
Anteil von Menschen mit Migra-
tionshintergrund bei den Wahl-
berechtigten lag aber deutlich ge-
ringer, bei nur 12,5 Prozent. Hinzu 
kommt, dass sie bei Befragungen 
zum Wahlverhalten seltener an-
geben, wählen zu gehen. Damit 
ist die Gruppe von Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte bei 
Wahlen deutlich unterrepräsen-
tiert. Das Jahresgutachten des 
Sachverständigenrats für Integ-
ration und Migration des Jahres 
2021 mit dem Titel „Normalfall Di-
versität? Wie das Einwanderungs-
land Deutschland mit Vielfalt 
umgeht“ beschäftigt sich unter 
anderem mit diesem Problem und 
möglichen Lösungsansätzen. Der 
Fokus des Gutachtens liegt auf 
Kernbereichen des gesellschaftli-
chen Lebens: Kultur, Arbeitsmarkt 
und Politik.
Die wahrscheinlich wichtigste 
Aussage des Gutachtens ist Emp-
fehlung und Mahnung zugleich: 
„Zunehmende Vielfalt darf nicht 
zu wachsender Ungleichheit füh-
ren“. Zuwanderung kann für eine 
Gesellschaft sowohl Vorteile wie 
Diversität als auch Pluralität aber 
auch Nachteile wie das Entste-
hen von Parallelgesellschaften 
bringen. Deshalb ist es wichtig, 
dass eine weitsichtige Integrati-
onspolitik dafür sorgt, dass aus 
Herkunftsunterschieden keine 
Teilhabeungleichheiten werden. 
Politische Teilhabe beispielsweise 
beinhaltet verschiedene Aspekte 

wie die Beteiligung am öffent-
lichen Diskurs, das Recht zu 
wählen und die Übernahme 
eines politischen Amtes. Das 
aktive und passive Wahlrecht 
sind in Deutschland jedoch 
an die deutsche Staatsbürger-
schaft gebunden; auf kommu-
naler Ebene ist das Wahlrecht 
für Menschen aus dem EU-
Ausland erweitert.
Nach einer häufig zitierten De-
finition von Abraham Lincoln 
ist Demokratie „die Regierung 
des Volkes durch das Volk für 
das Volk.“ Die Bindung des 
Wahlrechts an die Staatsbür-
gerschaft führt jedoch in ei-
nem Einwanderungsland wie 
Deutschland dazu, dass immer 
mehr Menschen von politi-
schen Entscheidungen betrof-
fen sind, die sie selbst nicht 
mitgestalten können. Das demo-
kratische Teilhabeversprechen 
„Regierung des Volkes durch das 
Volk“ erfüllt sich somit nicht für 
alle. Das Gutachten des Sachver-
ständigenrates fordert aus diesem 
Grund, die Zahl der Einbürgerun-
gen gezielt zu erhöhen, da diese 
seit Jahren stagnieren. Im Jahr 
2019 ließen sich nur 2,5 Prozent 
aller Personen einbürgern, die 
die Voraussetzungen dafür erfüll-
ten. Das ist auch im europäischen 
Vergleich keine hohe Quote. Vie-
le wissen offenbar nicht um ihre 
Möglichkeiten. Deshalb wird emp-
fohlen, dass Bundesländer und 
Kommunen gezielt für die Einbür-
gerung werben, um potenzielle 
Neubürger und Neubürgerinnen 
zu informieren, sowie festliche 
Einbürgerungszeremonien einzu-

führen, damit die Einbürgerung 
nicht nur als grauer Verwaltungs-
akt wahrgenommen wird.
Als weiteres Instrument zur Er-
höhung der Wahlbeteiligung 
empfiehlt das Gutachten der 
Sachverständigenkommission ein 
kommunales Ausländerwahlrecht 
auch für Menschen aus nicht EU-
Ländern mit unbefristetem Auf-
enthaltsrecht zumindest zu erwä-
gen. Ein solches Wahlrecht hatten 
Schleswig-Holstein und Hamburg 
in den 1980er Jahren eingeführt. 
Sie wurden vom Bundesverfas-
sungsgericht jedoch als verfas-
sungswidrig angesehen, da Art. 
20 Abs. 2 GG lautet: „Alle Staats-
gewalt geht vom Volke aus“. Volk 
definiert sich dabei bislang über 
die deutsche Staatsbürgerschaft. 
Zwar ist eine verfassungsrechtli-

che Änderung juristisch kompli-
ziert, aber nicht unmöglich und 
aus demokratiepolitischer Sicht 
erscheint sie sehr sinnvoll, um das 
Teilhabeversprechen der Demo-
kratie einzulösen.
Eine weitere Ungleichheit, vor 
der das Gutachten warnt, ist, 
dass Deutsche mit Migrationshin-
tergrund seltener in politischen 
Parteien aktiv sind und dement-
sprechend auch weniger in Parla-
menten vertreten. Parteien sollten 
sie stärker als Wählerschaft wahr-
nehmen und auch in ihre Parteiar-
beit stärker einbinden. So ließen 
sich auch positive Integrations-
effekte erzielen. Die Teilhabe am 
Gemeinwesen und die Erfahrung, 
dass die eigenen Interessen im 
politischen Prozess ernst genom-
men werden, stärken das Gefühl 

von Zugehörigkeit zur Gemein-
schaft und den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt. Wenn aber 
stattdessen die Wahrnehmung 
überwiegt, von gesellschaftlichen 
Prozessen ausgeschlossen zu 
sein, kann eine Entfremdung von 
Politik und Gesellschaft stattfin-
den. Insofern kann die politische 
Teilhabe möglichst Vieler den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt 
fördern, zu dem in den letzten 
Jahren wieder vermehrt aufgeru-
fen wurde.
Auch Migrantenorganisationen 
werden in dem Gutachten the-
matisiert. Sie werden als wich-
tige zivilgesellschaftliche und 
heterogene Akteurinnen wahr-
genommen, welche neue Pers-
pektiven in politische Debatten 
einbringen und auch Menschen 
ohne deutsche Staatsbürger-

schaft repräsentieren. Sie können 
(und wollen) jedoch nicht die ein-
zige Möglichkeit der politischen 
Teilhabe sein. Für ein gleichbe-
rechtigtes Mitwirken an politi-
schen Prozessen von Menschen 
mit und ohne Migrationshinter-
grund müssen sich die politischen 
Parteien öffnen und die Zahl der 
Einbürgerungen und die Wahlbe-
teiligung erhöht werden. Je mehr 
Menschen mit Zuwanderungs-
geschichte wählen gehen, desto 
eher müssen und werden sich po-
litische Parteien mit ihrem Wahl-
programm an sie richten und ihre 
Interessen berücksichtigen. Die 
Bundestagswahl am 26. Septem-
ber ist die nächste Möglichkeit, an 
der politischen Gestaltung dieses 
Landes mitzuwirken.

Magdalena Franz

"Die Nordstadt wäre ohne diese ganzen 
türkischen Netzwerke verkommen"
Interview mit der Architektin und Planerin Viktoria Waltz zum Thema "60 Jahre Migration"

Ich habe mich an der Uni mit Mi-
gration beschäftigt, also meine 
Studenten habe ich eingeladen 
in Projekten mitzuarbeiten zu be-
stimmten Themen, was braucht 
die Stadt, wenn sie Migranten, 

Einwanderer hat, die aus anderen 
Kulturen, anderen Zusammen-
hängen kommen. Wir haben uns 
da mehr oder weniger auch auf 
die türkischen Einwanderer kon-
zentriert.

Wir sind in die Nordstadt gegan-
gen. Wir sind in der Kielstraße in 
der Moschee gewesen, wir haben 
einfach geguckt, wo wohnen sie 
denn. Ja, und im Grunde ist mir 
und unseren Studenten schon 
damals aufgefallen, was auch alle 
als eigene Erfahrung schilderten. 
Die Migrant*innen berichteten, 
sie haben die schlechteren Woh-
nungen bekommen, sie hatten die 
schlechtere Arbeit, die schwieri-
gere Arbeit.
Sie hatten mit allem Schwierigkei-
ten, wenn man als Frau kam, sei 
es um zu heiraten oder einfach 
auch für die Arbeit, dann war ja 
ganz viel dramatisch, man hatte 
die Wärme von zu Hause verlo-
ren,  vor allem die Familie, man 
war ohne Kontakte, ohne Netz 
und Boden hier.  Das sagten uns 
vor allem  die Frauen  unseres Pro-
jektes mit den Bergleuten. Ohne 
Sprache, geh mal einkaufen, ohne 
dass es hier Auberginen gibt, geh 
mal kochen, viele Dinge, die das 
Leben einfach  so schwer mach-
ten, dass sich dann aufbaute und 
das kann man ja auch für Dort-
mund Nordstadt z.B. sagen, es 
gab dann irgendwann ein Netz. Da 
gab's dann den ersten türkischen 

Friseur, Bekleidungs-Möglichkei-
ten,  ein Markt, wo man Stoff kau-
fen konnte, plötzlich war etwas da 
und das war ein Segen. Als Plane-
rin sage ich, so ein Stadtteil Nord-
stadt wäre ohne diese ganzen tür-
kischen Netzwerke verkommen,  
weil die Stadt hatte sich nicht be-
sonders darum gekümmert. Die-
ser Stadtteil  war ja immer in den 
Planungen für Stadtentwicklung 
ein Problem-Gebiet, so wurde das 
immer benannt, dabei war es ein 
typisches Arbeiterviertel mit den 
entsprechend kleinen Wohnun-
gen und so weiter.
Mein Gefühl war, in den 90er 
Jahren habe sich das verbessert 
und es ist ja auch sehr viel mehr 
darüber diskutiert worden, mit 
dem Erneuerungsprogramm, vor 
allem im Ruhrgebiet und auch das 
dann also endlich ein  Einwan-
derungsgesetz diskutiert wurde,  
Ausländer Einwanderer genannt 
wurden,  dass wir darüber disku-
tieren konnten, wie soll die Stadt 
aussehen, was man muss berück-
sichtigen. Man braucht Gärten für 
alle, natürlich, man muss berück-
sichtigten, dass es Klassen für Ein-
wandererkinder mit besonderer 
Förderung geben muss, und viele 
Dinge mehr.
Das hat sich absolut geändert mit 
dem Ereignissen in New York, mit 
dem Fall der Türme. Es hat sich 
ein Feindbild entwickelt, plötzlich 
war der Islam und  die arabische 
Welt feindlich und die vergange-

nen Debatten hatten keine Gel-
tung mehr.  Plötzlich war man 
schwarzhaarig und fremd, oder 
gefährlich oder was auch immer.
Den Zustand der Sprachkenntnis-
se der ersten Generation von Mi-
granten darf man
nicht übelnehmen, dass sie im-
mer noch kein Deutsch können, 
obwohl ihre Enkel das kritisie-
ren. Ja wenn du kommst und bist 
schon in der fremden Umgebung,  
die dich nicht aufnimmt und wo 
du dich mühselig durchkämpft, 
dein Mann ist immer weg,  sein 
Deutsch auch nur aus den Wör-
tern besteht, die er im Betrieb 
gelernt hat. Woher soll es denn 
kommen?

Man zieht einfach gerne dahin, 
wo man die Landsleute kennt vor 
allem wenn man fremd ist das 
ist doch ganz normal und wenn 
die Gesellschaft keine Angebo-
te macht, wir könnten ja schon 
vielmehr türkische Lehrer haben, 
die hier türkisch lehren , dass die 
Leute nicht in die Moscheen ge-
hen müssen um über den Koran 
Türkisch zu lernen oder sogar 
auch noch arabisch, das ist ja al-
les nicht ausreichend gewesen 
um das zu begünstigen, diesen 
Austausch von beiden Kulturen.
Da bin ich einfach realistisch, 
denke ich mir, wo liegen die Feh-
ler, was hätte man besser ma-
chen können?

Nursel Konak, Abbas Doğan

Viktoria Waltz/Architektin
Von 1973 bis 2007 war sie Do-
zentin am Institut für Raum-
planung der Technischen 
Universität Dortmund. Ihre 
Arbeitsfelder waren unter an-
derem multiethnischer Raum 
und Identität, Stabilisierung be-
nachteiligter Stadtteile und Be-
teiligung benachteiligter Grup-
pen im Ruhrgebiet, die soziale 
Stadt. Zwischen 1997 und 2000 
war sie als Beraterin für Woh-
nungspolitik im Wohnungsbau-
ministerium der Palästinen-
sischen Autonomiegebiete in 
Gaza und Ramallah tätig.

Demokratieprojekt 
zur Bundestagswahl 
für junge Erwachsene

Aus Erstwähler*innen wer-
den Erstwahlhelfer*innen

Die Initiative Erstwahlhelfer 
bildet junge Erwachsene zu 
Wahlhelfer*innen aus. Ihre Aus-
bildung ist ihr aktiver Beitrag 
zur Wahl des neuen Deutschen 
Bundestages im September.   
Mit den Wahlämtern werden die 
Helfer*innen an die Wahlvorstän-
de vermittelt. Das Projekt wird in 
diesem Jahr zum sechsten Mal 
durchgeführt. In Nordrhein-West-
falen ist die Auslandsgesellschaft.
de e.V. Kooperationspartnerin der 
Initiative Erstwahlhelfer.
Die Seminare für die angehenden 
Wahlhelfer*innen in Dortmund 
finden am 28. und 29. August 2021 
in der Auslandsgesellschaft statt. 
Interessierte Jugendliche kön-
nen sich ab Mitte Mai bewerben. 
Neben den Fragen rund um die 
Tätigkeit der Wahlhelfer*innen 
geht es auch um die Bedeutung 
der Wahl für das Leben der jun-
gen Leute. Warum ist die eigene 
Stimme bei der Wahl wichtig?  
Schulen freuen sich 
über Expert*innen und 
Multiplikator*innen, die ihr 
Wissen mit Mitschüler*innen 
teilen. Gefördert wird das Pro-
jekt durch die Bundeszent-
rale für Politische Bildung. 

Weitere Informationen unter:
www.erstwahlhelfer.de
Ansprechpartnerin:
Nejra Dedić-Demirović,
Auslandsgesellschaft.de e.V.,
0231 838 00 23,
dedic-demirovic@
auslandsgesellschaft.de
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Unter dem Dach des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes in Dortmund haben
sich rund 200 gemeinnützige Vereine, Organisationen und Initiativen zusammen-
geschlossen. Sie bieten Unterstützungsleistungen in allen Lebensbereichen an:

n Beratung bei Ehe- und Lebenskrisen

n Unterstützung bei der Betreuung von Kindern

n Angebote für Jugendliche und junge Erwachsene

n Unterstützung bei psychischen Erkrankungen

n Hilfen für Menschen mit Behinderungen

n Hilfen in Notlagen und bei besonderen sozialen Schwierigkeiten

n Selbsthilfeunterstützung

Kontakt über

Paritätischer Wohlfahrtsverband NRW 
Kreisgruppe Dortmund
Ostenhellweg 42-48/Eingang Moritzgasse 
44135 Dortmund
Telefon: (02 31) 189989-0, Fax: -30
dortmund@paritaet-nrw.org
www.dortmund.paritaet-nrw.org

•  66 Angebote der Kinderbetreuung und Kinderbil-
dung in Tagesstätten, im Offenen Ganztag und  
in der Tagespflege

•  64 Initiativen des bürgerschaftlichen Engagements 
in allen Sozial- und Jugendbereichen

•  28 Dienste und Einrichtungen der Altenhilfe und 
Altenpflege

•  22 Organisationen der Behindertenhilfe

•  21 Einrichtungen der Kinder- und Jugendarbeit  
und der Jugendhilfe

•  20 Organisationen im Bereich der Migration und 
interkulturellen Arbeit

•  19 Anbieter von Gesundheits- und  
Suchtkrankenhilfen

•  17 Beschäftigungs- und Qualifizierungsinitiativen 
sowie Bildungsstätten

•  13 spezifische Beratungsstellen und -angebote für 
Kinder und Familien, Frauen und Homosexuelle

•  9 Hilfseinrichtungen für Menschen in Not sowie 
Schuldner- und Sozialberatung

•  4 Angebote des Quartiersmanagements und der 
Gemeinwesenarbeit

•  1 Hilfs- und Rettungsdienst

•  1 Selbsthilfe-Kontaktstelle zur Unterstützung von 
über 400 Selbsthilfegruppen

Zum Paritätischen Dortmund gehören:

Kurzgeschichte von Nasrin Safaei: Ein Tag in Teheran

Es ist einer der kältesten Tage 
in Teheran; 6 Uhr morgens. Ich 
stehe vor dem Spiegel. Es ist un-
glaublich, dass dieses blasse Ge-
sicht immer noch schön ist und 
diese müden Augen  immer noch 
den Glanz der Jugend haben. Ich 
schminke mein Gesicht, ziehe mir 
meine Kleidung ordentlich an und 
verlasse meine Wohnung.
An der Straße warte ich auf ein 
Taxi. Eines der teuren Autos 
bremst neben mir. Der Fahrer 
hebt seine Sonnenbrille und lä-
chelt mich arrogant an. Ich ver-
stehe die Bedeutung dieses Ge-
sichtsausdrucks sehr gut, weil ich 
in Teheran wohne. Das bedeutet, 
dein Körper und dein Aussehen 
gefallen mir. Wenn du in mein 
Auto einsteigst, würde ich ein 
paar Stunden Spaß mit dir haben.
Vor ein paar Jahren, als ich noch 
jünger war, waren solche Verhal-

tensweisen nicht  üblich. Heute 
sind sie aber auf den Straßen sehr 
verbreitet. Einige Soziologen se-
hen die Armut, oder die fehlen-
den Bordelle, als die möglichen 
Ursachen. Einige Politiker glau-
ben, diese Probleme würden ab-
sichtlich von den Industrieländern 
initiiert, um die Menschen der 
Dritten Welt zur Absurdität und 
Ziellosigkeit zu führen.
Die Mullahs meinen, da die An-
zahl der Frauen im Land höher 
sei als die der Männer, müsse es 
gesetzlich erlaubt sein, dass ein 
Mann gleichzeitig mindestens vier 
Frauen heiratet. Damit würden  all 
diese Probleme gelöst werden!
Es ist schon 8 Uhr und ich erreich-
te endlich das Finanzamt im Nord-
westen Teherans.
Heute ist der vierte Tag, an dem 
ich auf dieses Amt komme.
Meine Schwester wartet vor dem 
Amt auf mich. Wir müssen zu 
Herrn X in Zimmer Nummer 9.
Als wir Herrn Xs Zimmer betreten, 
erklärt mir meine Schwester, dass 
ich nicht nur Übertragungssteuer 
sondern auch Mietsteuer zahlen 
müsste. „Was?“, frage ich. Meine 
Schwester ist sehr besorgt.“Ich 
weiß auch nicht warum. Ich konn-
te es auch nicht verstehen.“, sagt 
sie. Ein dicker Mann mit langem 
Bart sitzt vor uns. Ich setzte mich 
auf den Stuhl vor ihm und stelle 
mich ihm vor. Er fragt, ob meine 
Schwester mir etwas über Miet-
steuer erzählt habe. Ich sehe ihn 
sehr ernst an und erkläre, “Ich 
habe mich vor ungefähr vier Jah-
ren von meinem Mann scheiden 
lassen. Ich sollte die Miete für 
meine Wohnung bezahlen. Ich 
sollte für mich und mein Kind Le-
bensmittel und etwas zum Anzie-
hen kaufen und mein Einkommen 
war für alle diese Sachen nicht ge-

nug. Deshalb habe 
ich um einen Kredit 
bei der Sparkassen 
gebeten, aber da 
ich keine Wohnung 
und kein Grund-
stück besitze, war 
die Sparkasse nicht 
bereit, mir diesen 
Kredit zu gewäh-
ren.“
Aus diesen Grün-
den sollte meine 
Schwester mir Ihre 
Wohnung verkau-
fen.
Aber das war kein 
echter Handel. Ich 
habe tatsächlich 
keine Wohnung 
und habe von nie-
mandem Miete er-
halten.
Meine klare Erklä-
rung beeindruckte 
ihn. „Wieso hast du 
dich von deinem 
Mann scheiden 
lassen?”, fragte er 
mich. Diese Fra-
ge ist sehr  üblich, 
wenn ein Mann 
erfährt, dass eine 
junge Frau sich von ihren Mann 
getrennt hat. „Wir haben sieben 
Jahre zusammengelebt und hat-
ten sieben Jahre Probleme mitei-
nander. Kann man das alles in fünf 
Minuten erklären?“ fragte ich ihn. 
„Nein, das kann man nicht.“ ant-
wortete er mit einem Lächeln.
In meinem Land hat eine Frau bei 
Behördengängen drei Möglichkei-
ten mit Männern zu kommunizie-
ren und Ihre Probleme zu lösen. 
Der einfachste Weg ist, sie spielt 
ihre weibliche Attraktivität aus. 
Die zweite Möglichkeit ist, den zu-
ständigen Beamten zu bestechen. 

Der dritte und schwierigste  Weg 
ist, den Beamten seriös  und res-
pektvoll anzusprechen.
Herr x nimmt seinen Kugelschrei-
ber und unterschreibt mein Pa-
pier.
“Du musst keine Mietsteuer zah-
len. Du kannst deinen Steuerbe-
scheid bei meinem Kollegen im 
ersten Stock abholen.
Ich eile in den ersten Stock. Hier 
gibt es eine große gläserne Trenn-
wand zwischen dem Personal und 
den Kunden. Ungefähr fünfzig 
Männer warten dort. Ich versuche 
mir einen Weg durch die Men-

ge zu bahnen. Endlich 
habe ich mit viel Mühe 
den Glasschalter er-
reicht. Ich gebe dem 
Angestellten dort mei-
ne Unterlagen. “Bitte 
geben Sie mir meine 
Steuerbescheinigung.“, 
sage ich laut, damit er 
meine Stimme hören 
kann.
Er nimmt meine Un-
terlagen und sieht 
sie schnell an. Dann 
schreibt er etwas auf 
ein Stück Papier: „Kom-
men Sie nächste Wo-
che Montag wieder, 
dann erhalten Sie Ihre 
Steuerbescheinigung.“ 
sagt er, ohne mich an-
zusehen.
„Was“, schreie ich, 
„heißt das, ich muss 
noch einmal hierher 
kommen. Der Ange-
stellte tut so, als hät-
te er mich überhaupt 
nicht gehört und er 
nimmt gelangweilt die 
Unterlagen des Man-
nes neben mir entge-
gen.

„ Wenn ich Ihnen bei meinem ers-
ten Besuch gleich fünfhunderttau-
send Tomans gegeben hätte, hät-
te ich nicht 5 mal hierherkommen 
müssen. Ist das richtig?“, rufe ich 
verärgert.
„Was meinst du?“ fragt der Ange-
stellte wütend.
„Sie arbeiten nur für die Leute, 
von denen Sie Geld bekommen.“, 
erwidere ich.
Plötzlich schweigen alle Leute und 
rücken von mir ab. „Bist du ver-
rückt?“ fragt mich meine Schwes-
ter, während sie meine Hand 
nimmt und mich zurück zieht. 

Nach nur ein paar Sekunden ste-
hen drei große Männer vor mir. 
“Bringt sie weg! Sie hat einen Re-
gierungsbeamten beleidigt.“, sagt 
der Angestellte.
Schrittweise verstehe ich, in wel-
chen Schwierigkeiten ich mich 
befinde. Eine Haftstrafe bekom-
men, arbeitslos, obdachlos und 
mittellos werden. All diese Kon-
sequenzen sind zu viel für einen 
einfachen Protest. „Ich hatte nicht 
vor einen Aufruhr anzustiften. Ich 
hatte nur einen kleinen Einwand.“ 
Meine Stimme wird automatisch 
leise und schwach.
„Einen kleinen Einwand? Du hast 
meinen Kollegen verleumdet und 
du hast gelogen.“ Er weiß sehr 
gut, dass ich die Wahrheit sage. 
Aber er schreit schamlos, weil er 
stärker ist als ich und ich weiß, 
dass er mich sehr leicht zerstören 
kann. Ich wähle einen anderen 
Weg und entgegne, „Ich lebe mit 
meinem Fünfjährigen Kind. Ich 
muß für Miete und...“ Ich muß 
diesem Mann von meinem Unheil 
erzählen. Ich hasse mich selbst 
dafür. Tränen strömen über mein 
ganzes Gesicht.

Ich senke meinen Kopf, um sein 
siegreiches Gesicht nicht zu se-
hen.
„Dieses Mal werde ich deinen 
Fehler vergeben.“, sagt er.
Als ich den Raum verlasse, sehe 
ich meine Schwester. Sie umarmt 
mich. “Was ist passiert?“, fragte 
sie.
„Ich bin müde, Schwester!
Ich bin sehr müde...“, sage ich mit 
sehr leiser Stimme.

Ich bin eine Frau in Teheran, mit 
einem schönen und ordentlichen 
Aussehen und einem unruhigen 
und ängstlichen Inneren.

Nasrin Safaei ist 46 Jahre alt, 
sie kommt aus dem Iran und ist 
seit 4 Jahren in Deutschland.
Sie hat den  Master Abschluss 
in persischer Literatur und ei-
nen Roman über Frauen im 
Iran und 8 Kurzgeschichten ge-
schrieben.

Theater divers gestalten!
Die Dortmunder Tanz- und Theaterszene ruft auf zu einer partizipativen 
Bestandsaufnahme.

Wie divers sind die Darstellen-
den Künste eigentlich? Dieser 
Fragestellung widmet sich das 
Netzwerk dott – Dortmunder 
Tanz- und Theaterszene mit dem 
Projekt theater.divers. Das Pro-
jekt setzt sich zusammen aus 
gemeinsamen Theaterbesuchen 
des szene machen! Festivals und 
partizipativen Informationsveran-
staltungen an einem Themenwo-
chenende im September.
Unterteilt ist das Projekt in ver-
schiedene Programmpunkte. Die 
gemeinsamen Theaterbesuche 
laufen unter der Rubrik theater.
divers sehen und sollen die Mög-
lichkeit bieten, sich unter einem 
thematischen Schwerpunkt mit 
Theater zu befassen. Geschaut 
werden soll zum Beispiel, wie sich 
die Darstellenden Künste mit ver-

schiedenen Diversitätskonzepten 
beschäftigen, welche Personen ei-
gentlich auf der Bühne repräsen-
tiert werden und wer überhaupt 
auf der Bühne steht. Anschlie-
ßend an die Besuche soll es Raum 
zum Austausch, zur Diskussion 
und zur Vernetzung geben.
Mit den Rubriken theater.di-
vers proben und theater.divers 
sprechen können die Eindrü-
cke der Theaterbesuche vertieft 
werden. In einem vielfältigen 
Workshopprogramm können in-
teressierte Besucher:innen und 
Künstler:innen gleichermaßen 
künstlerisch tätig werden und sich 
mit künstlerischen Biografien und 
Heimatkonzepten, mit Popkultur, 
Rap und eigenen Erzählungen aus-
einandersetzen. Insgesamt vier 
Workshops bieten Anleitungen zu 

rassismuskritischer Theaterarbeit, 
Stimm- und Präsentationstechni-
ken, Einblicke in Rap als Ausdruck 
sozialer Millieus und die Frage 
nach dem eigenen Ich. Abgerun-
det wird das Workshopprogramm 
mit moderierten Diskussionen, 
die die Diversität in der Tanz- und 
Theaterszene, aber auch die des 
Publikums beleuchten sollen – als 
partizipative Bestandsaufnahme.
Informationen zum Programm 
von theater.divers können der 
Homepage www.dott-netz-werk.
de ab dem 01.07.2021 entnommen 
werden. Interessierte können sich 
vorab gerne über die Socialmedia 
Kanäle des Netzwerks informie-
ren – dort finden sich bereits jetzt 
nützliche Hintergrundinformatio-
nen zum Themengebiet Diversität 
in den Darstellenden Künsten.

Arabisch-Unter-
richt startet wieder 
nach den Sommer-
ferien

Die Palästinensische Gemeinde 
hat am 27.06.2021 die Kinder 
der ersten Klasse in die Som-
merferien verabschiedet, die 
Kinder bekamen Geschenke 
und haben sich ebenfalls bei 
der Lehrerin mit einem Ge-
schenk bedankt. Der Arabisch-
Unterricht beginnt nach den 
Schulferien wieder.

ECHO
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Sommer und Spaß pur beim Kinder und Jugend - Sommerfest 2021 des VMDOs
Am Samstag, den 3. Juli 2021, ging 
es im Hof des Hauses der Vielfalt 
des VMDOs in der Beuthstraße 
21 bunt und sommerlich her, der 
off ene Kinder- und Jugendtreff  
„KiVi“ Kinder der Vielfalt und die 

Eltern-Kind-Gruppe für gefl üchte-
te Familien hatt en zum Kinder und 
Jugend - Sommerfest 2021 einge-
laden hatt e. Bezirksbürgermeis-
ter Ralf Stoltze und Vedat Akkaya 
vom VMDO-Vorstand eröff neten 

das Fest bei strahlendem Son-
nenschein. Mit dabei waren zahl-
reiche Acts wie der Jongleur Felix 
Feldmann, die Breakdance Grup-
pe des JKCs und die Dortmunder 
Tanzgruppe Dance Revoluti on. 

Ergänzt wurde das Bühnenpro-
gramm durch Mitmachakti onen, 
wie Riesenseifenblasen und auch 
das Üben von Breakdance-Moves. 
Das Sommerfest wurde durch 
zahlreiche Kreati vangebote wie 

das Bemalen von Caps und das 
Basteln von Armbändern ergänzt. 
Für reichlich Spaß und gute Laune 
hat die Hüpfb urg der Sparkasse 
Dortmund gesorgt. Bei bestem 
Sommerwett er sind zahlreiche 
Kinder und deren Eltern auf den 
Geschmack des bunten Festes ge-
kommen, wobei Groß und Klein 
bei allen Akti onen viel Spaß hat-
ten. Ein Highlight war der Mal-
wett bewerb, in dem mehr als 20 

Kinder ihr kreati ves Können zum 
Besten geben konnten und drei 
Sieger feierlich gekürt worden 
sind. Auch das Piratenschiff , wel-
ches im Rahmen eines Osterferi-
enprojektes in Zusammenarbeit 
mit der Dortmunder Künstlerin 
Janine Despaigne umgestaltet 
wurde, konnte durch Namensvor-
schläge der Kinder auf den Na-
men "Pira" getauft  werden.

KiVi, Fotos: J.Abolnikov

Wir hatt en aufgrund der Covid-Pandemie eine schwierige Zeit, Distanz-
unterricht, geschlossene Kinder- und Freizeiteinrichtungen, diese Pha-
se ist jetzt gott seidank überstanden, das Coronavirus scheint endlich 
auf dem Rückzug zu sein und wir freuen uns auf eine coronafreie Zeit. 
Wir haben mit den Kindern schöne bunte Sommerbilder gemalt, die 
hier im Echo abgedruckt sind.

In den Bildern, die die Kinder mit ihrer Fantasie frei gemalt haben, 
sehen wir die glühende Sommersonne, das kühle Meer, viele bunte 
Regenbögen, die frische Natur der Freiheit, natürliche schwimmende 
Fische, herrliche bunte Blumen sind zu sehen!
Aus dem Pessimismus der Covid-Epidemie haben die Kiwi-Kinder über 
das Malen der Sommerbilder wieder Hoff nung und viel Kraft  geschöpft . 

Diese Vorstellungskraft  der Kinder wurde erweitert und der Glaube 
auch große Schwierigkeiten zu bestehen konnte gefördert werden.
Wir hoff en, dass unsere Welt so bunt und schön wird, wie die Bilder 
unserer Kinder des KiVis!
Glückliche Kinder, glückliche Welt!

Sema Cakmak

„Kultur trifft   Digital“ 
#trifft   Dortmund

In Kooperati on mit der Sti ft ung 
Digitale Chance, dem Dortmun-
der U - DigitalesKulturLabor 
(DKL) und dem VKII – Verein Ka-
merunischer Ingenieure und In-
formati ker erlaubt es dem KiVi
den Kindern und Jugendlichen 
zu ermöglichen am bundeswei-
ten Projekt „Kultur trifft   Digi-
tal“, welches zum ersten Mal in 
Dortmund stattf  indet, teilhaben 
zu lassen.
Bereits am 19. Juni 2021 konn-
ten die Kinder und Jugendlichen 
erfolgreich an einem ersten di-
gitalen Orienti erungsparcours 
teilnehmen und im Zeitraum von 
sechs Stunden digitale Medien 
an vier verschiedenen Stati onen 
einmal neu erleben.
Die zweite Phase des Projek-

tes, in welcher die Kinder und 
Jugendlichen ihre Projekti deen 
zum Thema „Kultur trifft   digital“ 
umsetzen werden, fi ndet vom 
27. Bis zum 30. Juli 2021 statt .
Wir laden Euch herzlich dazu ein, 
im Rahmen eines Pressetermins, 
euch das Projekt und die daraus 
entstandenen Ergebnisse selbst 
anzuschauen. Der Termin da-
für wird am Freitag, den 30. Juli 
2021 um 15 Uhr im KiVi sein. Die 
Kooperati onspartner werden 
ebenfalls vor Ort sein. Sehr ger-
ne würden wir auch euch dort 
willkommen heißen!
Falls Interesse besteht, den Ter-
min wahrzunehmen, bitt en wir 
um eine kurze Terminbestäti -
gung an KIVI@vmdo.de.

Kinder der Vielfalt


